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87/11 - Kreis Coesfeld

Bekanntmachung gem. § 21a der 9. Verordnung zur 
Durchführung des  Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Verordnung über das Genehmigungsverfahren – 
9. BImSchV) zur Errichtung und zum Betrieb einer 
Anlage zum Halten oder zur Aufzucht von Schweinen in 
Rosendahl

Der Landrat des Kreises Coesfeld, Friedrich-Ebert-Str. 7, 
48653 Coesfeld, hat Frau Petra Perick, Welte 66a, 48249 
Dülmen, mit Datum 21.06.2011 eine Genehmigung mit fol-
gendem verfügenden Teil erteilt:
„Hiermit erteile ich Ihnen gemäß §§ 4 und 6 Bundes-Immissi-
onsschutzgesetzes (BImSchG) in Verbindung mit §§ 1 und 2 
der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. 
BImSchV - sowie der Ziffer 7.1 Spalte 1h des Anhangs zur 4. 
BImSchV die Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb 
einer genehmigungspflichtigen Anlage zum Halten oder zur 
Aufzucht von Schweinen.“

Eingeschlossene Entscheidungen:
•	 Die Baugenehmigung gemäß Landesbauordnung Nord-

rhein-Westfalen

Die Anlage darf auf dem Grundstück in Rosendahl, Hegerort 
27, Gemarkung Holtwick, Flur 21, Flurstück 35, 53 errichtet 
und betrieben werden.

Der Genehmigungsbescheid enthält folgende Rechtsmittel-
belehrung:
„Gegen diesen Genehmigungsbescheid können Sie Klage 
beim Verwaltungsgericht Münster erheben. Hierbei müssen 
Sie Folgendes beachten:
Sie müssen die Klage
•	 innerhalb eines Monats nach der Bekanntgabe / Zustel-

lung des Bescheides 
•	 schriftlich oder mündlich zur Niederschrift des Urkunds-

beamten der Geschäftsstelle
beim Verwaltungsgericht Münster, Piusallee 38, 48147 Mün-
ster erheben. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten 
und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, 
die angefochtene Verfügung soll in Urschrift oder in Abschrift 
beigefügt werden. Der Klage nebst Anlagen sollen soviele 
Abschriften beigefügt werden, dass alle eine Ausfertigung 
erhalten können.“

Es wird hiermit bekannt gegeben, dass eine Ausfertigung 
des Genehmigungsbescheides in der Zeit vom 18.07.2011 
bis einschließlich 29.07.2011 während der Dienststunden an 
folgenden Stellen ausliegt:
•	 Gemeindeverwaltung Rosendahl, Zimmer 127, 
	 Hauptstr. 127, 48720 Rosendahl
•	 Kreisverwaltung Coesfeld, Zimmer 220, 
	 Friedrich-Ebert-Str. 7, 48653 Coesfeld.

Ich weise darauf hin, dass der Genehmigungsbescheid 
unter Nebenbestimmungen, insbesondere zum Baurecht/ 
Brandschutz, zum Immissionsschutz, zum Gewässerschutz, 
zum Veterinärrecht, zum Reststoffverwertungs- und Abfall-
entsorgungsrecht und des Landschaftsschutzes ergangen 
ist. Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch 
gegenüber Dritten, die keine Einwendungen erhoben haben, 
als zugestellt.

Coesfeld, den 24.06.2011

Kreis Coesfeld 
Der Landrat		
Im Auftrag
gez. Sentis

88/11 - Kreis Coesfeld

Bekanntmachung gem. § 3a des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG) zur Aufstellung und 
zum Betrieb eines Satelliten-Blockheizkraftwerkes in 
Lüdinghausen

Die Firma Böcker Kleffmann Bioenergie GmbH & Co. KG, 
Westrup 10, 59348 Lüdinghausen, hat am 14.03.2011 einen 
Antrag zur Aufstellung und zum Betrieb eines Satelliten-
Blockheizkraftwerkes zur Strom- und Wärmeerzeugung im 
St. Marienhospital, Neustr. 1, 59348 Lüdinghausen auf dem 
Grundstück in Lüdinghausen, Gemarkung: Lüdinghausen-
Stadt, Flur: 16, Flurstück: 171, vorgelegt.

Das beantragte Vorhaben bedarf einer Genehmigung ge-
mäß den Vorschriften der 4. Verordnung zur Durchführung 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen) und des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes (BImSchG). 

Für das Vorhaben ist gemäß § 3a–c des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) eine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung durchzuführen, wenn eine überschlägige 
standortbezogene Vorprüfung durch die Genehmigungs-
behörde ergibt, dass erhebliche nachteilige Umweltauswir-
kungen zu erwarten sind.

Es wurde ein Vorprüfungsverfahren (Screening) zur Fest-
stellung des Erfordernisses einer Umweltverträglichkeits-
untersuchung durchgeführt. Im Rahmen dieses Verfahrens 
wurde festgestellt, dass es einer weiteren Umweltverträg-
lichkeitsprüfung als unselbstständiger Teil des Genehmi-
gungsverfahrens nicht bedarf, da u. a. erhebliche nachteilige 
Umweltauswirkungen durch das Vorhaben nicht zu besor-
gen sind.

Diese Feststellung wird hiermit gemäß § 3a UVPG in ent-
sprechender Anwendung des  § 10 Abs. 3 Satz 1 des BIm-
SchG bekannt gemacht und ist nicht selbstständig anfecht-
bar.

Coesfeld, 11.07.2011

Kreis Coesfeld
Der Landrat
Im Auftrag
gez. Sentis

Seite 86	 Amtsblatt des Kreises Coesfeld	 Nr. 17/2011



  

 

 

Allgemeine Vorschrift  

des Kreises Coesfeld 

 

 

zu § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW vom 22.06.2011 

 

 

 

Präambel 

Das Land Nordrhein-Westfalen gewährt den Aufgabenträgern des öffentlichen 
Personennahverkehrs (ÖPNV) gemäß § 11a ÖPNVG NRW eine jährliche 
Ausbildungsverkehr-Pauschale. Diese Pauschale beträgt im Jahr 2011 100 Millionen Euro 
und ab dem Jahr 2012 jährlich 130 Millionen Euro. Sie wird nach Maßgabe des § 11a Abs. 1 
ÖPNVG NRW auf die Aufgabenträger verteilt. Der Kreis Coesfeld erhält hiernach im Jahr 
2011 1,21 Mio. €, ab 2012 1,58 Mio. €.  

Mindestens 87,5 % dieser auf den Kreis Coesfeld entfallenden Mittel der 
Ausbildungsverkehr-Pauschale sind nach den Maßstäben des § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW 
als Ausgleich zu den Kosten einzusetzen, die bei der Beförderung von Personen mit 
Zeitfahrausweisen im Ausbildungsverkehrs im Linienverkehr des Öffentlichen 
Personennahverkehrs (ÖPNV) entstehen und nicht durch entsprechende 
Fahrgeldeinnahmen gedeckt werden. Hierzu ist dieser Anteil der Ausbildungsverkehr-
Pauschale an alle Verkehrsunternehmen im Gebiet des Aufgabenträgers weiterzuleiten, die 
Verkehre in vorstehendem Sinne betreiben.  

Die Weiterleitung dieser Mittel soll gemäß § 11a Abs. 2 Satz 6 ÖPNVG NRW auf der 
Grundlage einer allgemeinen Vorschrift nach Art. 3 Abs. 2 Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 
erfolgen. Die allgemeine Vorschrift wird in Art. 2 lit. l) VO (EG) Nr. 1370/2007 definiert als 
eine Maßnahme, die diskriminierungsfrei für alle öffentlichen Personenverkehrsdienste 
derselben Art in einem bestimmten geografischen Gebiet, das im Zuständigkeitsbereich 
einer zuständigen Behörde liegt, gilt. Der Kreis Coesfeld ist zuständige Behörde in diesem 
Sinne.  

Mit dieser Satzung stellt der Kreis Coesfeld eine allgemeine Vorschrift im Sinne der VO (EG) 
Nr. 1370/2007 auf und regelt die Einzelheiten der Weiterleitung der dem Kreis vom Land 
gewährten Ausbildungsverkehr-Pauschale gemäß § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW an die 
Verkehrsunternehmen in seinem Zuständigkeitsgebiet. Hierzu hat der Kreistag des Kreises 
Coesfeld aufgrund des § 5 Abs. 1 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (KrO 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 durch Beschluss am 
20.06.2011 die folgende Satzung erlassen: 

89/11 - Kreis Coesfeld

Allgemeine Vorschrift des Kreises Coesfeld zu § 11a 
Abs. 2 ÖPNVG NRW vom 22.06.2011
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1 Rechtsgrundlagen, Rechtsform, Zuständigkeit 

1.1 Rechtsgrundlagen 

§ 11a Abs. 2 ÖPNVG und Art. 3 Abs. 2 i.V.m. mit Art. 2 lit. l) VO (EG) Nr. 1370/2007 bilden 
die Rechtsgrundlagen für diese allgemeine Vorschrift. 

1.2 Rechtsform 

Diese allgemeine Vorschrift ergeht als Satzung gemäß § 5 Abs. 1 KrO NRW. 

1.3 Zuständigkeit / Aufgabenträger als zuständige Behörde 

Zuständige Behörde i.S.d. Art. 2 lit. b) und l) VO (EG) Nr. 1370/2007 für den Erlass und die 
Durchführung der allgemeinen Vorschrift ist der Kreis als Aufgabenträger des ÖPNV gemäß 
§ 3 Abs. 1 ÖPNVG NRW. Soweit in dieser allgemeinen Vorschrift von der zuständigen 
Behörde die Rede ist, ist damit der Kreis als der diese allgemeine Vorschrift erlassende 
Aufgabenträger gemeint.  

 

2 Geltungsbereich 

2.1 Geografischer Geltungsbereich 

Diese allgemeine Vorschrift gilt im gesamten Gebiet (räumlicher Zuständigkeitsbereich) der 
zuständigen Behörde.  

2.2 Einbezogene Arten von Verkehrsdiensten 

Diese allgemeine Vorschrift gilt für alle Linienverkehre nach § 42 und § 43 Nr. 2 PBefG im 
Zuständigkeitsbereich der zuständigen Behörde (Ziff. 2.1). Maßgeblich ist die im jeweiligen 
Genehmigungsbescheid ausgewiesene Verkehrsform.  

 

3 Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung der Betreiber gemäß Art. 4 Abs. 1 lit. a) VO 
(EG) Nr. 1370/2007  

Gemäß Art. 4 Abs. 1 lit. a) VO (EG) Nr. 1370/2007 wird die gemeinwirtschaftliche 
Verpflichtung der Betreiber in dieser allgemeinen Vorschrift wie folgt definiert: 
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3.1 Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung: Höchsttarif für Zeitfahrausweise für 
Auszubildende 

Alle Betreiber im Anwendungsbereich der allgemeinen Vorschrift sind verpflichtet, bei den 
Zeitfahrausweisen des Ausbildungsverkehrs die nachstehenden Höchsttarife nicht zu 
überschreiten. Die Höchsttarife ergeben sich als Ermäßigung der Zeitfahrausweise des 
Ausbildungsverkehrs nach den Festlegungen der Ziffern 3.2 und 3.3. Sie gelten für die 
Fahrgastgruppe der Auszubildenden (Ziff. 3.4).  

3.2 Zeitfahrausweise des Ausbildungsverkehrs 

Zeitfahrausweise des Ausbildungsverkehrs sind die im „Münsterland-Tarif“ 
(http://www.muensterland-tarif.de/home/index.php?kat=tickets&subkat=tarifbestvgm) in der 
jeweils geltenden Fassung – zum Stand des Inkrafttretens der allgemeinen Vorschrift in den 
Abschnitten 3.3 und 4.3 – der Tarifbestimmungen festgelegten Zeitfahrausweise für Zwecke 
des Ausbildungsverkehrs; nicht maßgeblich sind auf den Freizeitverkehr oder andere 
Verkehrszwecke gerichtete Zeitfahrausweise für Auszubildende wie z.B. das FunTicket, 
FunAbo, FlashTicket plus.  

3.3 Referenztarife und Ermäßigungen 

Referenztarif ist das Monatsticket Jedermann.  

Die tatsächliche Ermäßigung (Mindest-Ermäßigung) der Zeitfahrausweise des 
Ausbildungsverkehrs (Ziff. 3.2) muss gemäß § 11a Abs. 2 Satz 3 ÖPNVG NRW bezüglich 
des Referenztarifs ab dem 01.08.2012 mehr als 20,00 % betragen. Für den Zeitraum bis 
zum 31.07.2012 genügt die Beibehaltung der bei Inkrafttreten der allgemeinen Vorschrift 
bestehenden tatsächlichen Ermäßigung der Zeitfahrausweise des Ausbildungsverkehrs im 
„Münsterland-Tarif“.  

Die tatsächliche Ermäßigung ist wie folgt zu bewerten: 

a) Wenn es sich bei dem Zeitfahrausweis des Ausbildungsverkehrs um eine von dem 
Referenzticket abweichende Tarifart handelt, muss die Preisdifferenz, die zwischen dem 
Referenzticket und der mit dem Zeitfahrausweis des Ausbildungsverkehrs vergleichbaren 
Tarifart des Jedermannverkehrs besteht, als rechnerischer Faktor berücksichtigt werden. 
Hierbei ist dieser Faktor anhand des jeweils aktuellen Preisverhältnisses zwischen den 
jeweiligen Tarifarten zu ermitteln und anzusetzen.  

b) Unterschiede in der Nutzbarkeit der jeweiligen Zeitfahrausweise werden gemäß den in der 
Anlage zu 3.3 aufgeführten Kriterien berücksichtigt.  

Die zuständige Behörde prüft anhand der in der Anlage genannten Kriterien, ob ab 
01.08.2012 die Mindest-Ermäßigung von mehr als 20,00 % eingehalten wird (§ 11a Abs. 2 
Satz 3 ÖPNVG NRW). Soweit sie feststellt, dass die Ermäßigung nicht eingehalten wird, wird 
ein Ausgleich nur insoweit gewährt, als Tarife, die den Anforderungen der Festsetzung durch 
die zuständige Behörde entsprechen, nicht überschritten werden.  
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c) Bei beabsichtigten Änderungen des in Ziff. 3.2 genannten Tarifs informiert der Betreiber – 
oder ein von ihm beauftragter Zusammenschluss von Betreibern – die zuständige Behörde 
rechtzeitig über die beabsichtigte Tarifgestaltung und stellt seinen Tarifantrag nach § 39 
PBefG erst nach Bestätigung durch die zuständige Behörde. Die zuständige Behörde erteilt 
die Bestätigung innerhalb von vier Wochen. Die Bestätigung gilt als erteilt, wenn sie nicht 
innerhalb der First versagt wird. Sie versagt die Zustimmung zur Änderung des Tarifs, wenn 
die gesetzlich vorgegebene Mindest-Ermäßigung der Zeitfahrausweise des 
Ausbildungsverkehrs unter Berücksichtigung ggf. erforderlicher Aufschläge (lit. a) und lit. b) 
mit der Anlage zur Ziff. 3.3) gegenüber dem Referenztarif nicht eingehalten wird.  

3.4 Bestimmung des Kreises der Auszubildenden 

Als Auszubildende gelten die im Tarif „Münsterland-Tarif“ in der jeweils geltenden Fassung 
zur Nutzung von Zeitfahrausweisen des Ausbildungsverkehrs berechtigten Personen (bei 
Inkrafttreten dieser allgemeinen Vorschrift Abschnitt 4.3.1 der Tarifbestimmungen). 
Änderungen des in den Tarifbestimmungen „Münsterland-Tarif“ zur Nutzung von 
Zeitfahrausweisen des Ausbildungsverkehrs berechtigten Nutzerkreises gegenüber dem 
Stand bei Inkrafttreten bedürfen der Zustimmung der zuständigen Behörde. Ziff. 3.3 lit. c) gilt 
entsprechend. 

3.5 Übergangs-, Anerkennungs- und Haustarife 

Für Übergangs-, Anerkennungs- und Haustarife der Verkehrsunternehmen, die außerhalb 
des Geltungsbereichs des Verbundtarifs „Münsterland-Tarif“ angeboten werden, gelten die 
vorgenannten Bestimmungen sinngemäß.  

Der hierbei für die Zeitfahrausweise des Ausbildungsverkehrs in Bezug genommene 
Referenztarif muss marktfähig sein. Dies ist dann gewährleistet, wenn er für vergleichbar 
lange Strecken und vergleichbare Nutzungsmöglichkeiten keine höheren Preise vorsieht als 
der Verbundtarif „Münsterland-Tarif“. Andernfalls hat das Verkehrsunternehmen die 
Marktfähigkeit vollumfänglich zu beweisen. Gelingt dies nicht, so ist der Referenztarif auf ein 
marktfähiges Niveau zu begrenzen. 

Mit Antragstellung (Ziff. 11.1) hat der Betreiber der zuständigen Behörde seine 
Zeitfahrausweise des Ausbildungsverkehrs zu nennen und das Bestehen der tatsächlichen 
Mindest-Ermäßigung entsprechend Ziff. 3.3 nachzuweisen. Die zuständige Behörde legt die 
hierfür maßgeblichen Referenztarife fest und prüft die Einhaltung der Bestimmungen dieser 
allgemeinen Vorschrift entsprechend Ziff. 3.3 i.V.m. der Anlage. 
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4 Weitere Voraussetzungen für die Gewährung der Mittel 

4.1 Kreis der Antragsberechtigten / Betreiber 

Antragsberechtigt sind Verkehrsunternehmer nach § 3 PBefG, die Verkehre i.S.d. Ziff. 2 
betreiben (Betreiber). Betreiber ist die natürliche oder juristische Person, die Inhaber von 
Liniengenehmigungen oder einstweiligen Erlaubnissen nach PBefG ist oder auf die die 
Betriebsführung gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 3 PBefG übertragen ist.  

Im Fall von Gemeinschaftskonzessionen sind die Gemeinschaftskonzessionäre als 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts antragsberechtigt, wenn nicht die Betriebsführung gemäß 
§ 2 Abs. 2 Nr. 3 PBefG auf einen Betreiber übertragen ist.  

Im Fall der Betriebsführungsübertragung ist nur der Betriebsführer, nicht auch der 
Genehmigungsinhaber antragsberechtigt.  

Auftragsunternehmer sind nicht antragsberechtigt. 

4.2 Anwendung/Anerkennung von Gemeinschafts-, Übergangs- und landesweiten 
Tarifen 

Der Ausgleich wird gemäß § 11a Abs. 2 Satz 3 Halbs. 1 ÖPNVG NRW nur Betreibern 
gewährt, die in dem Jahr, für das der Ausgleich begehrt wird, die gültigen 
Gemeinschaftstarife in ihrer jeweils geltenden Fassung (insbesondere „Münsterland-Tarif“) 
und Übergangstarife sowie den landesweiten Tarif gemäß § 5 Abs. 3 ÖPNVG NRW 
anwenden oder zumindest anerkennen. Sollte in dem betreffenden Jahr die dem Betreiber 
erteilte Genehmigung bzw. Erlaubnis (Ziff. 4.1) nicht während des gesamten Jahres gelten, 
so gilt die Anforderung nach Satz 1 nur für die Dauer der jeweiligen Genehmigung bzw. 
Erlaubnis. 

4.3 Weitere Anforderungen 

4.3.1 Bedienung im Einklang mit dem Nahverkehrsplan 

Voraussetzung für die Gewährung des Ausgleichs ist, dass der Betreiber die von ihm 
betriebenen und vom Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift umfassten 
Linienverkehre im Bewilligungsjahr im Einklang mit dem Nahverkehrsplans in der jeweils 
geltenden Fassung bedient. Ziff. 4.2 Satz 2 gilt entsprechend.  

Der Nachweis hierfür obliegt dem Betreiber. Soweit der Nachweis nicht erbracht wird, kann 
dies bei erheblichen Abweichungen vom Nahverkehrsplan zur vollständigen oder teilweisen 
Versagung des Ausgleichs führen. 
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4.3.2 Durchführung der Verkehrsdienste gemäß personenbeförderungsrechtlicher 
Genehmigungen  

Voraussetzung für die Gewährung des Ausgleichs ist ferner, dass der Betreiber die von ihm 
betriebenen und vom Geltungsbereich der allgemeinen Vorschrift umfassten Linienverkehre 
im Bewilligungsjahr gemäß den ihm erteilten personenbeförderungsrechtlichen 
Genehmigungen bzw. Erlaubnissen einschließlich den geltenden Fahrplänen durchführt. Ziff. 
4.2 Satz 2 gilt entsprechend. Der Nachweis der diesen Anforderungen entsprechenden 
Bedienung der Verkehre obliegt dem Betreiber.  

Änderungen der Genehmigungen (auch infolge von Wiedererteilungen von 
Genehmigungen), der Erlaubnisse bzw. der Fahrpläne gemäß Satz 1 hat der Betreiber vor 
ihrem Wirksamwerden der zuständigen Behörde anzuzeigen. Die zuständige Behörde kann 
diesen Änderungen widersprechen, wenn die beabsichtigte Änderung sich nachteilig auf 
Belange des Ausbildungsverkehrs auswirkt. Wird nach einem Widerspruch der zuständigen 
Behörde kein Konsens über die Änderung mit dem Betreiber erreicht, so kann dies ebenso 
wie die Nicht-Einhaltung der Anforderungen nach den Sätzen 1 bis 3 im Rahmen der 
Verhältnismäßigkeit zur vollständigen oder teilweisen Versagung des Ausgleichs führen.  

 

5 Grundsätze der Ausgleichsgewährung 

5.1 Gewährung eines finanziellen Ausgleichs / Bewilligungsjahr 

Nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift werden den Betreibern gemäß § 11a Abs. 2 
ÖPNVG NRW Mittel als Ausgleich zu den Kosten gewährt, die bei der Beförderung von 
Personen mit Zeitfahrausweisen des Ausbildungsverkehrs im Straßenbahn-, O-Busverkehr 
oder Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen gemäß §§ 42, 43 Nr. 2 PBefG entstehen und nicht 
durch entsprechende Fahrgeldeinnahmen gedeckt werden, und zwar als Ausgleichsleistung 
nach Art. 3 Abs. 2 i.V.m. Art. 2 lit. g) VO (EG) Nr. 1370/2007 für die finanziellen 
Auswirkungen, die auf die Erfüllung der Verpflichtungen nach Ziff. 3 zurück gehen.  

Der Ausgleich wird jeweils bezogen auf ein Kalenderjahr bewilligt (Bewilligungsjahr). 

5.2 Kein Anspruch auf Vollkompensation 

Diese allgemeine Vorschrift begründet keinen Anspruch auf vollständigen Ausgleich der 
Kosten, die bei der Beförderung von Personen mit Zeitfahrausweisen des 
Ausbildungsverkehrs im Straßenbahn-, O-Busverkehr oder Linienverkehr mit 
Kraftfahrzeugen gemäß §§ 42, 43 Nr. 2 PBefG entstehen und nicht durch entsprechende 
Fahrgeldeinnahmen nach § 11a Abs. 2 Satz 1 ÖPNVG NRW gedeckt werden. Ferner 
besteht nach dieser allgemeinen Vorschrift kein Anspruch auf Vollkompensation des 
finanziellen Nettoeffekts nach Art. 3 Abs. 2, Art. 4 Abs. 1 und Art. 6 Abs. 1 i.V.m. dem 
Anhang der VO (EG) Nr. 1370/2007.  
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5.3 Begrenzung des Ausgleichs 

Als Ausgleich (Ziff. 5.1) erhält der Betreiber maximal den sich aus § 11a Abs. 2 ÖPNVG 
NRW ergebenden Betrag gemäß Ziff. 6, soweit dieser die beihilfenrechtliche Obergrenze 
nicht überschreitet, die sich aus der Festlegung der Parameter nach Ziff. 7 sowie der 
Überkompensationskontrolle nach Ziff. 8 in Verbindung mit dem Anreizsystem nach Ziff. 9 
ergibt (Ziff. 8.2 und 8.3).  

 

6 Ausgleich nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW 

6.1 Weiterleitung von Mitteln nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW 

Gemäß § 11a Abs. 2 Satz 2 ÖPNVG NRW werden vorbehaltlich der in Ziff. 5.3 genannten 
Einschränkungen unter den Voraussetzungen dieser allgemeinen Vorschrift an die Betreiber 
die auf sie jeweils entfallenden Anteile an den Mitteln nach § 11a Abs. 2 Satz 1 ÖPNVG 
NRW weitergeleitet. Die Ermittlung der Anteile der Betreiber an dem hierfür bereitgestellten 
Budget (Ziff. 6.2) erfolgt gemäß § 11a Abs. 2 Sätze 4 und 5 ÖPNVG NRW (Ziff. 6.3 – 6.6).  

6.2 Bereitgestelltes Budget 

Gemäß § 11a Abs. 2 Satz 1 ÖPNVG NRW stellt die zuständige Behörde hierfür im Jahr 2011 
87,5 % der auf sie nach § 11a Abs. 1 ÖPNVG NRW entfallenden Mittel bereit. In den 
Folgejahren legt die zuständige Behörde das für das jeweilige Kalenderjahr bereitgestellte 
Budget jeweils vorab durch Beschluss (z.B. im Rahmen der Haushaltsbeschlüsse) fest. 

6.3 Erträge im Ausbildungsverkehr 

Gemäß § 11a Abs. 2 Satz 4 ÖPNVG NRW sind für die Ermittlung des Ausgleichs die Erträge 
der Betreiber im Ausbildungsverkehr maßgeblich. Diese werden wie folgt ermittelt: 

6.3.1 Anzusetzen sind alle Erträge i.S.d. Ziff. 6.3.2. und 6.3.3 aus Linienverkehren gemäß 
§ 42, § 43 Nr. 2 PBefG.  

- Hierunter fallen nicht Erträge aus Freistellungsverkehren.  

- Einzubeziehen sind innerhalb des ÖPNV auch Erträge aus den die 
Landesgrenzen überschreitenden Linienverkehren. Für diese gilt: Anzusetzen 
sind nur die innerhalb des Landes Nordrhein-Westfalen erzielten Erträge. 
Erträge, die auf die außerhalb NRWs verlaufenden Linienabschnitte entfallen, 
sind nicht einzubeziehen. Vielmehr sind diese nach einer branchenüblichen, 
anerkannten Methodik (insbesondere zunächst nach dem geltenden 
Einnahmenaufteilungsverfahren) abzugrenzen. Der Betreiber muss der 
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zuständigen Behörde im Einzelnen nachprüfbar darlegen, nach welcher Methodik 
er die Erträge auf der betreffenden Linie aufgeteilt hat (vgl. Ziff. 8.1.2).  

6.3.2 Anzusetzen sind nur Erträge aus Fahrgeldeinnahmen, d.h. Einnahmen aus dem 
Verkauf der Fahrausweise nach Ziff. 6.3.3. Nicht einbezogen sind hiernach 
insbesondere 

- Zuschüsse o.a. zusätzliche Zahlungen von Schulträgern, Schulen, Gemeinden o.a. 
öffentlichen Stellen; 

- Einnahmen aus Fahrzeug-Werbung o.ä. mit dem Linienverkehr (mittelbar) erzielte 
Erträge; 

- Ausgleichsleistungen nach § 45a PBefG anderer Länder (bei 
grenzüberschreitenden Linien) sowie Nachzahlungen des Landes Nordrhein-
Westfalen nach § 45a PBefG. 

6.3.3 Erträge im Ausbildungsverkehr sind die Erträge aus dem Verkauf von sämtlichen 
Zeitfahrausweisen des Ausbildungsverkehrs (vgl. Ziff. 3) unabhängig davon, ob die 
Tickets vom Schulträger oder von den Auszubildenden (bzw. ihren 
Erziehungsberechtigten) oder anteilig von beiden (Eigenanteil nach § 97 SchulG 
NRW) bezahlt werden.  

6.3.4 Maßgeblich sind sämtliche von einem Betreiber in Nordrhein-Westfalen im 
Ausbildungsverkehr im vorgenannten Sinne erzielten Erträge unabhängig davon, im 
Gebiet welcher zuständigen Behörde sie erzielt wurden. 

6.3.5 Maßgeblich sind nicht die kassentechnischen Einnahmen, sondern die den 
Betreibern nach dem Ergebnis der Einnahmenaufteilung in den jeweiligen 
Verkehrsverbünden/-gemeinschaften zugeschiedenen Erträge im Ausbildungsverkehr 
(siehe Ziff. 11.3.3 lit. c).   

6.4 Ermittlung der Erträge im Ausbildungsverkehr je Betreiber im Gebiet der 
zuständigen Behörde (Wagenkm) 

Bei Betreibern, die im Gebiet mehrerer zuständiger Behörden (Aufgabenträger) tätig sind, 
erfolgt die Zuordnung der Erträge im Ausbildungsverkehr gemäß § 11a Abs. 2 Satz 5 
ÖPNVG NRW wie folgt: 

6.4.1 Sämtliche Erträge im Ausbildungsverkehr, die ein Betreiber im Bewilligungsjahr erzielt 
hat (vgl. Ziff. 6.3), werden gemäß der von diesem Betreiber im Bewilligungsjahr 
landesweit (in Nordrhein-Westfalen) erbrachten Wagenkilometer (Wagenkm) auf die 
zuständigen Behörden (Aufgabenträger) in Nordrhein-Westfalen verteilt, in deren 
Gebieten der jeweilige Betreiber im Bewilligungsjahr tätig war. 
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6.4.2 Maßgeblich sind sämtliche im Linienverkehr nach § 42, § 43 Nr. 2 PBefG in 
Nordrhein-Westfalen erbrachten Wagenkm, soweit es sich um öffentlichen 
Personennahverkehr nach § 8 Abs. 1 und Abs. 2 PBefG handelt. Dies schließt die auf 
grenzüberschreitenden Linien in NRW erbrachte Wagenkm ein. Hierbei werden die 
im Bedarfsverkehr nach §§ 42, 43 Nr. 2 PBefG erbrachten Wagenkm nicht 
berücksichtigt. 

6.4.3 Wagenkilometer sind die tatsächlich erbrachten – und soweit es sich um 
Linienverkehr nach § 42 PBefG handelt fahrplanmäßigen – Betriebsleistungen 
einschließlich Verstärkerfahrten. Es zählen ausschließlich die nach dem 
veröffentlichen Fahrplan durchgeführten Fahrten.  

6.4.4 Eine Gewichtung der Wagenkm findet nicht statt.  

6.4.5 Vorgehensweise für die Zuordnung der Erträge 

Gemäß § 11a Abs. 2 Satz 5 ÖPNVG NRW ist für die Zuordnung der Erträge wie folgt 
vorzugehen: Ausgangspunkt ist zum einen die Summe aller im Ausbildungsverkehr erzielten 
Erträge eines Betreibers (Ziff. 6.3) und zum anderen die Summe aller von diesem Betreiber 
erbrachten Wagenkilometer (Ziff. 6.4.1 – 6.4.4). Hieraus ist zu ermitteln, welchen Ertrag im 
Ausbildungsverkehr (Euro) je Wagenkm dieser Betreiber erzielt (Durchschnittsbetrachtung). 
Dieser Satz (Euro je Wagenkm) ist mit den im Gebiet der zuständigen Behörde erbrachten 
Wagenkm dieses Betreibers zu multiplizieren. Hieraus ergeben sich die der zuständigen 
Behörde zuzuordnenden Erträge im Ausbildungsverkehr dieses Betreibers.  

6.5 Rechnerischer Anteil des jeweiligen Betreibers an den Mitteln nach § 11a Abs. 2 
ÖPNVG NRW 

Der Anteil des jeweiligen Betreibers an dem Budget nach Ziff. 6.2 wird vorbehaltlich Ziff. 6.6 
wie folgt errechnet: 

Die zuständige Behörde addiert sämtliche ihr nach Ziff. 6.4 zuzuordnenden Erträge im 
Ausbildungsverkehr. 

Sie errechnet sodann die Anteile der Betreiber an dieser Summe anhand der jeweiligen 
Ausbildungsverkehrs-Erträge der Betreiber. 

Schließlich multipliziert sie den Anteil des jeweiligen Betreibers mit dem nach Ziff. 6.2 
bereitgestellten Budget. Dies ergibt vorbehaltlich Ziff. 6.6 den rechnerischen Anteil des 
jeweiligen Betreibers an den Mitteln nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW.  

6.6 Vorbehalt / Korrektur des Anteils 

Die Weiterleitung des gemäß vorstehenden Regelungen berechneten Anteils an den Mitteln 
nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW (Ziff. 6.5) an den jeweiligen Betreiber steht unter dem 
Vorbehalt, dass sich aus den weiteren Regelungen dieser allgemeinen Vorschrift zur 
Überkompensation kein niedrigerer Betrag ergibt (vgl. 8.2 und 8.3); insofern handelt es sich 
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bei der Ermittlung des Anteils an den Mitteln nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW um einen 
Höchstbetrag (Obergrenze nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW). 

Soweit die Überkompensationsprüfung bei einem Betreiber dazu führt, dass der Ausgleich 
bis zur Grenze der Überkompensation auf einen niedrigeren Betrag als den sich nach Ziff. 
6.5 ergebenden rechnerischen Anteil an den Mitteln nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW 
abgesenkt werden muss, wird der Differenzbetrag zwischen dem rechnerischen Anteil dieses 
Betreibers an den Mitteln nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW und dem für ihn gemäß der 
Überkompensationsprüfung festgesetzten Ausgleichsbetrag entsprechend Ziff. 6.5 auf die 
übrigen Betreiber verteilt, allerdings in Bezug auf die jeweiligen Betreiber nur bis zu der für 
sie jeweils ermittelten Grenze der Überkompensation (vgl. Ziff. 8.2 und 8.3 sowie 11.3.3).  

 

7 Grundlegende Regelungen zum Überkompensationsverbot und 
Parametrisierung nach VO (EG) Nr. 1370/2007 

7.1 Systematik 

Gemäß Art. 3 Abs. 2 VO (EG) Nr. 1370/2007 ist der Ausgleich (Ziff. 5.1) auf den finanziellen 
Nettoeffekt der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung zu begrenzen (Ziff. 5.3). Zur Wahrung 
dieses Überkompensationsverbots sind vorab die Ausgleichsparameter gemäß Art. 4 Abs. 1 
lit. b) VO (EG) Nr. 1370/2007 (Obergrenze nach Parametern) so zu bilden, dass eine 
Überkompensation ausgeschlossen wird. Der durch die Parameter bestimmte Betrag ist der 
maximal mögliche Ausgleich; siehe dazu Ziff. 7.5 und 7.6. Ferner ist die nachträgliche 
Überkompensationskontrolle gemäß Art. 6 Abs. 1 i.V.m. dem Anhang der VO (EG) Nr. 
1370/2007 durchzuführen (Obergrenze nach tatsächlich ungedeckten Kosten); siehe dazu 
Ziff. 8. Für diese beiden Schritte zur Wahrung des Überkompensationsverbots gelten die 
folgenden grundsätzlichen Regelungen der Ziffern Ziff. 7.2 bis 7.4.  

7.2 Konkurrierende Regelungen eines öffentlichen Dienstleistungsauftrags 

Soweit für einen Linienverkehr (Ziff. 2.2) ein öffentlicher Dienstleistungsauftrag im Sinne des 
Art. 3 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1370/2007 besteht, der für diesen Verkehr Ausgleichsparameter 
i.S.d. Art. 4 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1370/2007 bestimmt und nach dem die Mittel aufgrund der 
hiesigen allgemeinen Vorschrift in die jährliche Abrechnung zur Wahrung des 
Überkompensationsverbots einbezogen werden, sind ausschließlich und abschließend die 
entsprechenden Regelungen dieses öffentlichen Dienstleistungsauftrages für die 
Parametrisierung sowie im Falle des Art. 6 Abs. 1 Satz 2 VO (EG) Nr. 1370/2007 auch für 
die nachträgliche Überkompensationskontrolle maßgeblich; es erfolgt keine 
Überkompensationskontrolle nach dieser allgemeinen Vorschrift. Der Betreiber hat bei 
Antragstellung bzw. im Rahmen seiner Mitwirkungspflichten (Ziff. 11) entsprechende 
öffentliche Dienstleistungsaufträge vorzulegen. Soweit die zuständige Behörde selbst den 
öffentlichen Dienstleistungsauftrag vergeben hat, reicht dessen Benennung. Der Betreiber 
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hat ferner der zuständigen Behörde das jeweilige Ergebnis der jährlichen 
Überkompensationskontrolle mitzuteilen (siehe Ziff. 11.3.3). 

Soweit kein öffentlicher Dienstleistungsauftrag besteht, der den Anforderungen nach Satz 1 
genügt, erfolgt die Parametrisierung sowie die nachträgliche Überkompensationskontrolle 
nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift. 

7.3 Bezugspunkt für die Prüfung einer Überkompensation 

Die Parametrisierung sowie die nachträgliche Überkompensationskontrolle nach Maßgabe 
dieser allgemeinen Vorschrift beziehen sich vorbehaltlich der Ziff. 7.2 jeweils auf alle 
Linien(abschnitte) eines Betreibers im Gebiet der zuständigen Behörde bzw. nach Maßgabe 
von Ziff. 7.4 unter Einbeziehung grenzüberschreitender Linienabschnitte. 

Soweit die zuständige Behörde zustimmt, können mehrere oder alle Linien oder Linienbündel 
eines Betreibers im Gebiet der zuständigen Behörde zu einem vorhandenen Netz 
zusammengefasst und für die Überkompensationskontrolle gesamthaft betrachtet werden, 
wenn die Linien im Wesentlichen ähnliche Verkehrsangebote umfassen. Der Betreiber 
beantragt die Zustimmung mit Antragstellung nach Ziff. 11.1 und legt dazu dar, dass es sich 
um im Wesentlichen ähnliche Verkehrsangebote handelt. Als Zustimmung gilt auch, wenn 
die zuständige Behörde dem Antrag auf Zusammenfassung zu einem vorhandenen Netz 
nicht binnen 2 Wochen widerspricht. 

Die Prüfung bezieht sich hierbei auf die gesamten Kosten und Einnahmen für die Bedienung 
dieser Linien(abschnitte) bzw. des vorhandenen Netzes im jeweiligen Bewilligungsjahr.  

Soweit in dieser allgemeinen Vorschrift für den Nachweis von Kosten oder Einnahmen das 
Testat eines Wirtschaftsprüfers verlangt wird, gilt: Der vom Betreiber zu beauftragende 
Prüfer ist im Einvernehmen mit der zuständigen Behörde auszuwählen. Kommt eine 
einvernehmliche Auswahl des Prüfers nicht zustande, bestellt die zuständige Behörde den 
Prüfer. 

7.4 Federführung bei grenzüberschreitenden Verkehren 

Die Prüfung der Überkompensation bei Linien bzw. vorhandenen Netzen, die die 
Gebietsgrenzen der hiesigen zuständigen Behörde nur zu den Kreisen Borken oder 
Warendorf überschreiten, erfolgt in Bezug auf die gesamte Linie bzw. das gesamte 
vorhandene Netz federführend durch die „Regionale Nahverkehrsgemeinschaft Münsterland“ 
(RNVG).   

Für grenzüberschreitende Linien bzw. vorhandene Netzen zu anderen Kommunen gilt:  

Die Prüfung der Überkompensation soll sich grundsätzlich auch bei diesen 
grenzüberschreitenden Verkehren jeweils auf die Linien bzw. vorhandenen Netze in Gänze 
beziehen. Hierfür soll die Durchführung der Überkompensationskontrolle federführend 
grundsätzlich in Gänze dem Aufgabenträger zugeordnet werden, der im 
Genehmigungsverfahren für die jeweilige Liniengenehmigung federführend ist.  
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Für welche grenzüberschreitenden Linien die hiesige Behörde oder aber eine andere 
zuständige Behörde als Federführer für die Parametrisierung sowie für die Durchführung der 
Überkompensationskontrolle verantwortlich ist, wird zwischen den jeweiligen zuständigen 
Behörden separat geregelt. Die entsprechenden Regelungen werden den Betreibern in 
geeigneter Form rechtzeitig bekannt gegeben.  

Für andere grenzüberschreitende Linien, für die keine Federführung festgelegt ist, nimmt die 
hier zuständige Behörde die Parametrisierung sowie die Überkompensationskontrolle nur für 
den auf ihr Zuständigkeitsgebiet entfallenden Teil der Linien(abschnitte) bzw. vorhandenen 
Netze vor.  

7.5 Parameter gemäß Art. 4 Abs. 1 lit. b) i) VO (EG) Nr. 1370/2007 

Der Betreiber hat mit Antragstellung (Ziff. 11.1) für die Linien bzw. vorhandenen Netze (Ziff. 
7.3 bzw. Ziff. 7.4) eine Vorabkalkulation der Kosten gemäß dem Kalkulationsblatt in der 
Anlage zu Ziff. 7 einzureichen. Die Kalkulation beinhaltet eine angemessene Verzinsung des 
eingesetzten Kapitals. Im Kalkulationsblatt sind die Parameter (Kosten je Leistungseinheit) 
und die Mengen (Umfang der Leistungseinheiten) anzugeben. Die zuständige Behörde legt 
die entsprechenden Werte als Parameter bei der Überkompensationskontrolle zugrunde; sie 
begrenzen die Höhe der ausgleichsfähigen Kosten (vgl. Ziff. 8.2.1).  

7.6 Erstellung der Vorabkalkulation  

Der Betreiber trägt das Kostenrisiko. 

Der Betreiber entwickelt die Vorabkalkulation (Ziff. 7.5) aus den Gesamtkosten seines 
Unternehmens wie folgt:  

 Die Zuordnung der Kosten zu den Linien erfolgt sachgerecht und nachvollziehbar nach 
objektiven Maßstäben. Der Betreiber beachtet hierbei Ziff. 5 des Anhangs der VO (EG) 
Nr. 1370/2007 (getrennte Rechnungslegung). Er wendet diese Aufteilungsmaßstäbe 
einheitlich für alle Leistungen für die Laufzeit der Liniengenehmigungen an, für die ein 
Ausgleich aus dieser allgemeinen Vorschrift gewährt wird. Leistungen aufgrund 
öffentlicher Dienstleistungsaufträge sind rechnerisch zu trennen (vgl. Ziff. 7.2). 

 Für die Abschnitte von Linien, die das Zuständigkeitsgebiet der zuständigen Behörde 
überschreiten und für die keine Federführung nach 7.4. vereinbart ist, erfolgt die 
Zuordnung der Kosten auf die Abschnitte der Linie in den Gebieten der jeweiligen 
zuständigen Behörden sachgerecht, nachvollziehbar und einheitlich nach den gleichen 
objektiven Maßstäben. 

Der Betreiber erstellt seine Kalkulation nach nachvollziehbaren Maßstäben aus den 
tatsächlichen Kosten mindestens des Vorjahres und der Prognose der 
Kostenentwicklung mithilfe sachgerechter Annahmen über die Entwicklung dieser Kosten 
für das Bewilligungsjahr. Der Betreiber erstellt diese Herleitung der Kostenkalkulation für 
alle Leistungen einheitlich. Soweit eine Änderung dieser Herleitung erfolgt, wird diese 
Änderung für die Laufzeit der Liniengenehmigungen über eine Überleitungsrechnung 
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nachvollziehbar auf die vorherige Kostenherleitung zurückgeführt. Der Betreiber sichert 
zu, in der Bilanzierung Kontinuität bezüglich der Kosten zu wahren. Änderungen werden 
über Überleitungsrechnungen nachvollziehbar gemacht. 

Der Betreiber weist durch Testat eines Wirtschaftsprüfers die Einhaltung der nachfolgend 
genannten Anforderungen nach:  

 die Anforderungen an die sachgerechte Zuordnung der Kosten nach objektiven 
Maßstäben auf die Linien sind erfüllt; Ziff. 5 des Anhangs der VO (EG) Nr. 1370/2007 ist 
beachtet (getrennte Rechnungslegung);  

 der Betreiber hat die Aufteilungsmaßstäbe für alle Leistungen einheitlich angewendet; 

 für die Abschnitte von allen Linien, die das Zuständigkeitsgebiet der zuständigen 
Behörde überschreiten und für die keine Federführung nach 7.4. vereinbart ist, ist die 
Aufteilung der Kosten sachgerecht, nachvollziehbar und jeweils einheitlich nach den 
gleichen objektiven Maßstäben auf die Abschnitte der Linien in den Gebieten der 
jeweiligen zuständigen Behörden erfolgt; 

 Leistungen aufgrund öffentlicher Dienstleistungsaufträge sind rechnerisch getrennt;  

 die Kalkulation ist nach nachvollziehbaren Maßstäben aus den tatsächlichen Kosten 
mindestens des Vorjahres und der Prognose der Kostenentwicklung erstellt;  

 die Herleitung der Kostenkalkulation erfolgt für alle Leistungen des Unternehmens 
einheitlich;  

 soweit Änderungen der Herleitung erfolgten, besteht eine Überleitungsrechnung, über die 
die Einheitlichkeit in Bezug auf die ursprüngliche Herleitung der Kostenkalkulation 
nachvollzogen werden kann;  

 der Betreiber hat Kontinuität in seiner Bilanzierung gewahrt; soweit Änderungen in der 
Bilanzierung erfolgten, ist die Kontinuität in Bezug auf die Herleitung der 
Kostenkalkulation durch Überleitungsrechnungen nachvollziehbar belegt. 

 

8 Durchführung der Überkompensationskontrolle gemäß Anhang VO (EG) Nr. 
1370/2007  

8.1 Ermittlung der tatsächlichen Kosten und Einnahmen 

8.1.1 Ermittlung der tatsächlichen Kosten  

Die Ermittlung der tatsächlichen Kosten erfolgt für die Linien(abschnitte) bzw. vorhandenen 
Netze eines Betreibers im Gebiet der zuständigen Behörde (Ziff. 7.3) bzw. nach Maßgabe 
von Ziff. 7.4 unter Einbeziehung grenzüberschreitender Linienabschnitte.  
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Die tatsächlichen Kosten werden aus der Gewinn- und Verlustrechnung des Unternehmens 
ermittelt und den Linien(abschnitten) nach dem gleichen Verfahren wie bei der 
Vorabkalkulation (Ziff. 7.6) zugeordnet.  

Der Betreiber weist durch Testat eines Wirtschaftsprüfers die Einhaltung dieser 
Anforderungen entsprechend Ziff. 7.6 nach. Das Testat gibt neben den Bestätigungen nach 
Ziff. 7.6 die Höhe der tatsächlichen Kosten und die tatsächlichen Mengen in Bezug auf die 
Parameter (Ziff. 7.5) an und stellt die tatsächlichen Kosten den vorab kalkulierten Kosten als 
Summe der Produkte aus den Parametern und den jeweiligen tatsächlichen Mengen 
gegenüber (vgl. Ziff. 8.2.1).  

8.1.2 Ermittlung der tatsächlichen Einnahmen  

Die Einnahmen aus dem Betrieb der Verkehre stehen den Betreibern zu.  

Maßgeblich sind die vom Betreiber mit den Linien(abschnitten) bzw. dem vorhandenen Netz 
(Ziff. 7.3 bzw. nach Maßgabe von Ziff. 7.4 unter Einbeziehung grenzüberschreitender 
Linienabschnitte) tatsächlich erzielten Einnahmen.  

Diese Einnahmen werden wie folgt ermittelt:  

1. Zu ermitteln sind sämtliche im Zusammenhang mit der Leistung der Linien bzw. dem 
vorhandenen Netz erzielten Einnahmen bezogen auf das Bewilligungsjahr. Dies sind 
insbesondere:  

a) alle Einnahmen gemäß Einnahmenaufteilung als Anspruch zum maßgeblichen 
Stichtag (Ziff. 11.3.3 lit. c),  

b) tatsächlich im Bewilligungsjahr zugeflossene Mittel aus Ausgleichszahlungen 
nach §§ 145 ff. SGB IX,  

c) alle sonstigen, dem Linienverkehr zuzurechnenden Erträge, z.B. aus Werbung, 
zum maßgeblichen Stichtag (Ziff. 11.3.3 lit. c), 

d) Zuschüsse u.a. Zahlungen von Aufgabenträgern, Kommunen o.a. öffentlichen 
Stellen (z.B. Schulträger, kreisangehörige Gemeinden, Mittel nach § 11a Abs. 3 
ÖPNVG NRW),  

e) Mittel nach § 11 Abs. 2 ÖPNVG NRW. 

2. Soweit Fahrzeuge oder sonstige Betriebsmittel oder Anlagen gefördert wurden, die 
für die Linien (Ziff. 7.3) eingesetzt werden, und die Kosten der geförderten 
Betriebsmittel und Anlagen in der Höhe der Anschaffungs- und Herstellungskosten 
(AHK) abgeschrieben werden sowie die Förderung über die Bildung von 
Sonderposten bilanziert wird, ist die Auflösung dieser Sonderposten als Ertrag zu 
berücksichtigen. Andernfalls wird die Förderung kostenmindernd berücksichtigt. 

Die dem Betreiber auf der Grundlage von Bewilligungsakten der zuständigen Behörde 
zugeflossenen Ausgleichszahlungen nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW sind hier noch nicht 
zu berücksichtigen. 
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Der Betreiber errechnet die auf die Linien(abschnitte) bzw. das vorhandene Netz (Ziff. 7.3 
bzw. nach Maßgabe von Ziff. 7.4 unter Einbeziehung grenzüberschreitender 
Linienabschnitte) entfallenden tatsächlichen Einnahmen aus den tatsächlichen 
Gesamteinnahmen seines Unternehmens wie folgt:  

 Die Zuordnung der tatsächlichen Einnahmen zu den Linien bzw. dem vorhandenen Netz 
(einschließlich der Abgrenzung der Einnahmen auf Landesgrenzen überschreitenden 
Linien, Ziff. 6.3.1) erfolgt sachgerecht und nachvollziehbar nach objektiven Maßstäben. 
Der Betreiber beachtet hierbei Ziff. 5 des Anhangs der VO (EG) Nr. 1370/2007 
(Trennungsrechnung). Er wendet diese Aufteilungsmaßstäbe für alle Leistungen für die 
Laufzeit der Liniengenehmigungen einheitlich an, für die ein Ausgleich aus dieser 
allgemeinen Vorschrift gewährt wird. Leistungen aufgrund öffentlicher 
Dienstleistungsaufträge sind rechnerisch zu trennen (Ziff. 7.2). 

 Für die Abschnitte von allen Linien, die das Zuständigkeitsgebiet der zuständigen 
Behörde überschreiten und für die keine Federführung nach 7.4. vereinbart ist, erfolgt die 
Zuordnung der Einnahmen sachgerecht, nachvollziehbar und jeweils einheitlich nach den 
gleichen objektiven Maßstäben auf alle Abschnitte der Linien in den Gebieten der 
jeweiligen zuständigen Behörden. 

 Der Betreiber ermittelt die Zuordnung seiner tatsächlichen Einnahmen für alle Leistungen 
im Linienverkehr einheitlich. Soweit eine Änderung dieser Zuordnung erfolgt, wird diese 
Änderung für die Laufzeit der Liniengenehmigungen über eine Überleitungsrechnung 
nachvollziehbar auf die vorherige Zuordnung zurückgeführt. Der Betreiber sichert zu, in 
der Bilanzierung Kontinuität bezüglich der Einnahmen zu wahren. Änderungen werden 
über Überleitungsrechnungen nachvollziehbar gemacht. 

Der Betreiber weist durch Testat eines Wirtschaftsprüfers die Einhaltung der nachfolgend 
genannten Anforderungen nach:  

 die Anforderungen an die sachgerechte Zuordnung der Einnahmen nach objektiven 
Maßstäben auf die Linien bzw. das vorhandene Netz sind erfüllt; 

 die Anforderungen an die Zuordnung der Einnahmen auf alle Abschnitte von 
grenzüberschreitenden Linien sind erfüllt; 

 der Betreiber hat die Aufteilungsmaßstäbe für alle Leistungen einheitlich angewendet; 
Ziff. 5 des Anhangs der VO (EG) Nr. 1370/2007 ist beachtet (Trennungsrechnung); 

 Leistungen aufgrund öffentlicher Dienstleistungsaufträge sind rechnerisch getrennt;  

 die Zuordnung der Einnahmen erfolgt für alle Leistungen des Unternehmens einheitlich;  

 soweit Änderungen der Zuordnung erfolgten, besteht eine Überleitungsrechnung, über 
die die Einheitlichkeit in Bezug auf die ursprüngliche Zuordnung der Einnahmen 
nachvollzogen werden kann;  

 der Betreiber hat Kontinuität in seiner Bilanzierung gewahrt; soweit Änderungen in der 
Bilanzierung erfolgten, wurde die Kontinuität in Bezug auf die Zuordnung der Einnahmen 
durch Überleitungsrechnungen nachvollziehbar hergestellt. 
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Das Testat gibt neben den genannten Bestätigungen die Höhe der tatsächlichen Einnahmen 
an.  

8.2 Maßstab der Überkompensationskontrolle: Differenz Kosten – Einnahmen  

Im Rahmen der Überkompensationskontrolle wird geprüft, inwieweit die maßgeblichen 
Kosten (Ziff. 8.2.1) zuzüglich der angemessenen Kapitalverzinsung (Ziff. 8.2.3) über den 
maßgeblichen Einnahmen (Ziff. 8.2.2) liegen. Der Ausgleich nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG 
NRW ist begrenzet auf diesen Differenzbetrag (Ziff. 5.3). Liegen die maßgeblichen 
Einnahmen über den tatsächlichen Kosten zuzüglich der angemessenen Kapitalverzinsung, 
wird kein Ausgleich gewährt (Ziff. 11.3.4).  

Der Betreiber weist durch Testat eines Wirtschaftsprüfers die Einhaltung der nachfolgend in 
Ziff. 8.2.1 bis 8.2.3 genannten Anforderungen nach.  

8.2.1 Maßgebliche Kosten 

Anzusetzen sind die tatsächlichen Kosten gemäß Ziff. 8.1.1, es sei denn diese übersteigen 
die sich aus den vorab festgelegten Parametern und den tatsächlichen Mengen im 
Bewilligungsjahr ergebenden Kosten gemäß Ziff. 7.5 und 7.6; in diesem Fall sind die 
tatsächlichen Kosten nur bis zu dem sich aus der Vorabkalkulation ergebenden Betrag 
anzusetzen (maßgebliche Kosten). 

8.2.2 Maßgebliche Einnahmen 

Maßgeblich sind die tatsächlichen Einnahmen gemäß Ziff. 8.1.2. 

8.2.3 Angemessene Kapitalverzinsung 

Die zulässige Höhe der angemessenen Kapitalverzinsung wird pauschalierend bezogen auf 
die Linien (Ziff. 7.3) entsprechend einer Umsatzrendite von 3,00 % berechnet. Der Betrag 
wird als Anteil in Höhe von 3,09 % der maßgeblichen Kosten ermittelt.  

Soweit mit dem Betreiber in einem Qualitätssteuerungssystem außerhalb öffentlicher 
Dienstleistungsaufträge vereinbart ist, dass mit dem Erreichen von bestimmten 
Qualitätsvorgaben finanzielle Anreize (Boni/ Mali) verbunden sind, erhöhen bzw. reduzieren 
diese hieraus resultierenden Mehr- oder Mindereinnahmen des Betreibers die zulässige 
angemessene Kapitalverzinsung um den entsprechenden Betrag.  

8.3 Regelungen zur Vermeidung einer Überkompensation 

Ergibt die nach Ziff. 8.2 bzw. die gemäß Ziff. 7.2 nach Maßgabe eines öffentlichen 
Dienstleistungsauftrags durchgeführte Überkompensationsprüfung, dass der sich nach Ziff. 
6.5 ergebende rechnerische Anteil des Betreibers an den Mitteln nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG 
NRW zu einer Überkompensation führen würde, dann ist im Rahmen der endgültigen 
Bewilligung (Ziff. 11.3.3) der Ausgleich gemäß Ziff. 6.6 bis zur Obergrenze der 
Überkompensation abzusenken.  
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Im Fall der Federführung (Ziff. 7.4) teilt der Federführer den anderen betroffenen 
zuständigen Behörden rechtzeitig mit, welcher Betrag die Grenze der Überkompensation 
eines Betreibers für seine Linien(abschnitte) in deren Gebieten darstellt, so dass diese im 
endgültigen Bewilligungsbescheid die Höhe des Ausgleichs entsprechend festlegen können. 
Hierbei erfolgt die Aufteilung des Betrags (Grenze der Überkompensation) auf die Gebiete 
mehrerer zuständiger Behörden im Verhältnis der Wagenkilometer in den jeweiligen 
Gebieten.  

Soweit Teilzahlungen/Abschläge aufgrund vorläufiger Bewilligungsakte zu einer 
Überschreitung dieser Grenze geführt haben, sind diese Überzahlungen rückabzuwickeln 
(Ziff. 11.3.3 lit. d). 

 

9 Anreizsystem gemäß Anhang VO (EG) Nr. 1370/2007 

Gemäß Ziffer 7 des Anhangs der VO 1370/2007 muss das Verfahren zur Gewährung der 
Ausgleichsleistung in der allgemeinen Vorschrift einen Anreiz dafür geben, dass der 
Betreiber eine wirtschaftliche Geschäftsführung aufrechterhält oder entwickelt und dass die 
Personenverkehrsdienste in ausreichend hoher Qualität erbracht werden. In wirtschaftlicher 
Hinsicht gibt diese allgemeine Vorschrift bereits insofern einen Anreiz, als kein Anspruch auf 
Vollkompensation der ungedeckten Kosten besteht (Ziff. 5.2). 

Mittel aus dieser allgemeinen Vorschrift können nur Betreiber für die Linienverkehre in 
Anspruch nehmen, in denen die Fahrgäste die Mobilitätsgarantie NRW nutzen können. Die 
Mobilitätsgarantie NRW setzt den erforderlichen Anreiz zur Einhaltung von 
Pünktlichkeitsstandards als zentraler Qualitätsanforderung. 

Soweit mit dem Betreiber in einem Qualitätssteuerungssystem außerhalb öffentlicher 
Dienstleistungsaufträge vereinbart ist, dass mit dem Erreichen von bestimmten 
Qualitätsvorgaben finanzielle Anreize (Boni/ Mali) verbunden sind, erhöhen bzw. reduzieren 
diese die zulässige, angemessene Kapitalverzinsung um den entsprechenden Betrag (Ziff. 
8.2.3). 

 

10 Umsatzsteuer 

Der Ausgleich (Ziff. 5) unterliegt nach Auffassung der zuständigen Behörde – wie der 
bisherige Ausgleich nach § 45a PBefG – nicht der Umsatzsteuer, weil er gemäß § 11a Abs. 
2 ÖPNVG NRW als Ausgleich zu den nicht gedeckten Kosten der Beförderung 
Auszubildender im allgemeinen öffentlichen Personennahverkehr gewährt wird. Sollte sich 
entgegen dieser Auffassung eine Umsatzsteuerbarkeit ergeben, erhöht sich hierdurch der 
bewilligte Betrag nicht. Der Betreiber ist für die ordnungsgemäße steuerliche Behandlung 
des bewilligten Betrags verantwortlich. 
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11 Antrags- und Bewilligungsverfahren, Mitwirkungspflichten und Prüfrechte 

11.1 Antrag 

Der Ausgleich (Ziff. 5) wird nur auf Antrag eines antragsberechtigten Betreibers (vgl. Ziff. 4.1) 
gewährt. 

11.1.1 Antrag – Form 

Der Antrag kann nur schriftlich durch vollständige Ausfüllung des Formblattes gestellt 
werden. Ein unvollständiger Antrag wird abgelehnt, wenn der Betreiber nicht binnen einer 
von der zuständigen Behörde bestimmten Frist von maximal vier Wochen ab Eingang einer 
entsprechenden Aufforderung die von der zuständigen Behörde geforderten Unterlagen 
einreicht (Versagung, Ziff. 11.3.4).  

11.1.2 Antrag – Frist  

Die Betreiber können ihre Anträge in einer Frist von vier Wochen nach Bekanntmachung 
dieser allgemeinen Vorschrift für das Kalenderjahr 2011 stellen. Die Anträge für die 
Kalenderjahre ab 2012 sind bis zum 31.12. des jeweiligen Vorjahres zu stellen.  

Wenn ein Betreiber nach Ablauf der vorgenannten Frist erstmals im Laufe des 
Bewilligungsjahres im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift tätig wird (d.h. erstmals 
Linienverkehre im Gebiet der zuständigen Behörde aufnimmt), hat er seinen Antrag 
unverzüglich nach Erhalt der diesbezüglichen personenbeförderungsrechtlichen 
Genehmigung bzw. Erlaubnis, spätestens aber am letzten Tag vor der Betriebsaufnahme zu 
stellen.   

Maßgeblich ist der Eingang des Antrags bei der zuständigen Behörde. Verspätet 
eingegangene Anträge werden nicht berücksichtigt (Ausschlussfrist).  

11.2 Bewilligung – Form 

Die Gewährung bzw. Versagung des Ausgleichs (Ziff. 5) erfolgt durch Verwaltungsakt 
(Bewilligungs- bzw. Versagungsbescheid). 

11.3 Bewilligungsakt und -verfahren  

11.3.1 Grundsätzliche Inhalte 

Im Bewilligungsakt wird die Höhe des Ausgleichs (Ziff. 5) festgelegt und die Gewährung der 
Ausgleichszahlung geregelt, sofern nicht der Ausgleich versagt wird (Ziff. 11.3.4). Hierzu 
ergeht zunächst ein nur vorläufiger Bewilligungsakt (Ziff. 11.3.2). Die endgültige Regelung 
erfolgt durch den endgültigen Bewilligungsakt (Ziff. 11.3.3). 
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Die Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung gemäß Ziff. 3 sowie die Einhaltung 
der Voraussetzungen gemäß Ziff. 4.2 werden im Bewilligungsakt zur Bedingung für den 
Ausgleich gemacht.  

Die Einhaltung der weiteren Anforderungen gemäß Ziff. 4.3 wird im Bewilligungsakt zur 
Auflage gemacht.  

In dem Bewilligungsakt werden ferner Regelungen, z.B. in Form von Auflagen und/oder 
Widerrufsvorbehalten, zur Durchsetzung der weiteren Verpflichtungen der Betreiber nach 
dieser allgemeinen Vorschrift, insbesondere zur Durchsetzung der Nachweis- und 
Kooperationspflichten nach Ziff. 11.3 bis 11.6 getroffen.  

Außerdem enthält der Bewilligungsakt Regelungen für den Fall seiner vollständigen oder 
teilweisen Aufhebung (Rücknahme oder Widerruf) sowie – insbesondere im Fall der 
Nichterfüllung von Bedingungen und für den Fall der Überkompensation – für die 
Rückabwicklung des Ausgleichs und von Überzahlungen.  

11.3.2 Vorläufiger Bewilligungsakt  

Auf den Antrag des Betreibers ergeht bis zum 31.03. des Bewilligungsjahres ein vorläufiger 
Bewilligungsakt. Für das Bewilligungsjahr 2011 wird der vorläufige Bewilligungsakt 
abweichend hiervon innerhalb einer Frist von acht Wochen nach Eingang aller für den 
Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift vollständig und fristgerecht eingereichten 
Anträge gemäß Ziff. 11.1 erlassen.  

Mit dem vorläufigen Bewilligungsakt wird der voraussichtliche Bewilligungsbetrag als 
Ausgleich (Ziff. 5) vorläufig festgesetzt und es werden auf dieser Grundlage 
Teilzahlungen/Abschläge gewährt (Ziff. 12.1). Der vorläufige Bewilligungsakt steht unter dem 
Vorbehalt der endgültigen Bescheidung (11.3.3).  

Der voraussichtliche Bewilligungsbetrag wird aufgrund einer Prognose bezüglich des 
voraussichtlichen Anteils des jeweiligen Betreibers an den Mitteln nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG 
NRW gemäß Ziff. 6 für das Bewilligungsjahr bestimmt.  

a) Voraussichtliche Erträge im Ausbildungsverkehr  

Die voraussichtlichen Erträge des Betreibers im Ausbildungsverkehr (vgl. Ziff. 6.3 bis 6.5) 
sind vom Betreiber vorab zu kalkulieren und mit dem Antrag (Ziff. 11.1) anhand von 
Vergangenheitswerten, soweit vorhanden, plausibel dazulegen. Hierbei sind, soweit 
vorhanden, Einnahmenprognosen der jeweiligen Verkehrsverbünde und -gemeinschaften zu 
berücksichtigen und mit Antragstellung vorzulegen. 

b) Voraussichtliche Wagenkm 

Die hierfür maßgeblichen, vom jeweiligen Betreiber im Bewilligungsjahr voraussichtlich zu 
erbringenden Wagenkm (vgl. Ziff. 6.4) sind aus den dem Betreiber für das Bewilligungsjahr 
erteilten personenbeförderungsrechtlichen Genehmigungen bzw. Erlaubnissen und 
geltenden Fahrplänen für die Linienverkehre des Betreibers abzuleiten. Maßgeblich sind – 
vorbehaltlich lit. c) – die im Zeitpunkt der Antragstellung geltenden Genehmigungen bzw. 
Erlaubnisse und Fahrpläne.  
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c) Zu berücksichtigende Leistungs- und Ertragsänderungen 

Soweit der Betreiber während des Bewilligungsjahres Verkehre aufnehmen, erweitern, 
reduzieren oder einstellen wird, ist dies bei der Ermittlung der Wagenkm sowie bei der 
Prognose der Erträge des Betreibers im Ausbildungsverkehr zu berücksichtigen, wenn im 
Zeitpunkt der Antragstellung (Ziff. 11.1) die entsprechenden (Änderungs-)Genehmigungen 
bzw. Fahrplanzustimmungen bestandskräftig sind bzw. durch Fristablauf enden bzw. 
(Teil-)Entbindungen bestandskräftig vorliegen bzw. einstweilige Erlaubnisse erteilt wurden. 
Eine unterjährige Anpassung der vorläufigen Bewilligung bei anderen unterjährigen 
Leistungs- bzw. Einnahmenveränderungen findet nicht statt. 

d) Voraussichtlicher Anteil an den Mitteln nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW 

Der voraussichtliche Anteil des Betreibers an den Mitteln nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW 
wird auf dieser Grundlage von der zuständigen Behörde nach Ziff. 6.5 ermittelt. 

e) Voraussichtlicher Bewilligungsbetrag und Teilzahlungen/Abschläge 

Aus den vorstehenden Regelungen ergibt sich der voraussichtliche Bewilligungsbetrag. Auf 
diesen werden nach Maßgabe des vorläufigen Bewilligungsaktes Teilzahlungen in Form von 
Abschlägen geleistet. Diese sind gemäß Ziff. 12.1 auf einen Bruchteil des voraussichtlichen 
Bewilligungsbetrags begrenzt.  

f) Vorbehalte und nachträgliche abschließende Entscheidung 

Die Festsetzungen und Regelungen des vorläufigen Bewilligungsaktes sind nur vorläufig und 
stehen unter dem Vorbehalt der abschließenden Entscheidung durch den endgültigen 
Bewilligungsakt nach Ziff. 11.3.3. Eine Korrektur (Erhöhung oder Reduzierung) des 
Bewilligungsbetrags durch den endgültigen Bewilligungsakt sowie eine Rückabwicklung 
etwaiger Überzahlungen durch die mit dem endgültigen Bewilligungsakt vorzunehmenden 
Schlussrechnung bleibt ausdrücklich vorbehalten. Es wird darauf hingewiesen, dass sich 
nicht nur z.B. aus der Einnahmenaufteilung (vgl. Ziff. 6.3.5 und Ziff. 11.3.3), sondern unter 
anderem auch bei unterjährigen Leistungsänderungen wie z.B. auch durch Hinzukommen 
oder Ausscheiden von weiteren Betreibern während des laufenden Jahres Veränderungen 
ergeben können.  

Ferner bleibt eine Änderung des vorläufigen Bewilligungsaktes für den Fall vorbehalten, dass 
der Betreiber von ihm betriebene und vom Geltungsbereich der allgemeinen Vorschrift 
umfasste Linienverkehre vor Ablauf des Jahres, für das der Ausgleich begehrt wird, ganz 
oder teilweise endgültig oder vorübergehend einstellt. In diesem Fall wird der vorläufige 
Bewilligungsakt – durch einen weiteren vorläufigen oder durch den endgültigen 
Bewilligungsakt – ersetzt, der vorläufige Bewilligungsbetrag wird neu festgesetzt und ggf. 
noch ausstehende Teilzahlungen/Abschläge werden geändert.  

11.3.3 Endgültiger Bewilligungsakt / Schlussabrechnung 

Mit dem endgültigen Bewilligungsakt wird die Höhe des Bewilligungsbetrags als Ausgleich 
(Ziff. 5) endgültig festgesetzt. Ferner werden unter Berücksichtigung der Teilzahlungen / 
Abschläge ggf. noch zu leistende Nachzahlung bzw. die Rückabwicklung von Überzahlungen 
geregelt (Schlussabrechnung). 
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a) Zeitlicher Ablauf 

Der endgültige Bewilligungsakt erfolgt, nachdem die erforderlichen Daten 

- zur Ermittlung des Anteils an den Mitteln nach § 11a ÖPNVG NRW (vgl. Ziff. 6) und 

- zur Durchführung der Überkompensationskontrolle nach VO (EG) Nr. 1370/2007 (vgl. 
Ziff. 8) sowie 

- zu den im Rahmen der Überkompensationskontrolle gegebenenfalls zu 
berücksichtigenden Boni und Mali (vgl. Ziff.9) 

endgültig vorliegen, spätestens aber zum 15.05. des zweiten dem Bewilligungsjahr 
folgenden Jahres.  

b) Vorgehensweise/Datengrundlage 

Die zuständige Behörde ermittelt den endgültigen Anteil des jeweiligen Betreibers an den 
Mitteln nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift und setzt diesen Betrag als Ausgleich 
endgültig fest. 

Hierbei legt sie die gemäß lit. c) vom Betreiber zu erbringenden Nachweise bzw. die gemäß 
lit. c) von ihr festgelegten Werte zugrunde. Soweit hiernach keine endgültigen Daten 
vorliegen, wird der endgültige Betrag auf der Basis der vorläufigen Daten ermittelt. Soweit 
keine vorläufigen Daten vorliegen oder diese mit erheblichen Unsicherheiten belastet sind, 
kann die zuständige Behörde eine eigene Schätzung der betreffenden Werte vornehmen und 
auf dieser Basis den Betrag endgültig festlegen. Eine nachträgliche Korrektur dieses Betrags 
auf der Basis später verfügbarer Daten, insbesondere wegen nachträglicher Ergebnisse der 
Einnahmenaufteilung, findet nicht statt.  

Die zuständige Behörde ermittelt den endgültigen Bewilligungsbetrag wie folgt: Zunächst 
errechnet sie auf Basis der vorgenannten Datengrundlage für alle Betreiber den jeweiligen 
rechnerischen Anteil an den Mitteln nach § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW gemäß Ziff. 6.5. 
Sodann führt sie für alle Betreiber bzw. Verkehre, für die das nach Ziff. 7.2 erforderlich ist, 
gemäß Ziff. 8 die Überkompensationskontrolle unter Beachtung der Parameter nach Ziff. 7 
sowie unter Berücksichtigung des Anreizes nach Ziff. 9 durch. Wenn die 
Überkompensationskontrolle gemäß Ziff. 7.2 auf der Grundlage eines öffentlichen 
Dienstleistungsauftrags erfolgt, legt die zuständige Behörde das Ergebnis dieser Prüfung 
zugrunde (vgl. lit. c). Soweit hiernach bei einem Betreiber der rechnerische Anteil nach Ziff. 
6.5 die Grenze der Überkompensation (Ziff. 8.2) überschreitet, wird der Ausgleich für diesen 
Betreiber auf den der Grenze der Überkompensation entsprechenden Betrag festgesetzt 
(Ziff. 8.3). Die verbleibende Differenz wird sodann gemäß Ziff. 6.6 auf die übrigen Betreiber – 
jeweils bis zur Grenze der Überkompensation – verteilt. 

c) Mitwirkungspflicht des Betreibers 

Eine erneute Antragstellung seitens des Betreibers ist für den endgültigen Bewilligungsakt 
nicht erforderlich.  

Der Betreiber hat bis zum 15.04. des zweiten dem Bewilligungsjahr folgenden Jahres  der 
zuständigen Behörde die erforderlichen Nachweise für die Ermittlung des Betrags nach 
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§ 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW gemäß Ziff. 6 und für die Durchführung der 
Überkompensationskontrolle nach Ziffern 8 und 9 zu übergeben; im Fall von Ziff. 7.2 hat er 
das Ergebnis der jährlichen Überkompensationskontrolle aufgrund des öffentlichen 
Dienstleistungsauftrags mitzuteilen. Hierfür sind die erforderlichen Daten mit Stichtag zum 
31.03. des zweiten dem Bewilligungsjahr folgenden Jahres anzugeben. Hierzu hat der 
Betreiber die erforderlichen Formulare vollständig auszufüllen. 

Die zuständige Behörde kann weitere Unterlagen anfordern und die Angaben überprüfen. 
Soweit der Betreiber seinen diesbezüglichen Verpflichtungen nicht nachkommt, wird die 
zuständige Behörde die entsprechenden Daten aufgrund eigener Bewertungen festlegen und 
den Ausgleich auf dieser Grundlage festsetzen. Alternativ kann die Behörde den Ausgleich 
ganz oder teilweise versagen (Ziff. 11.3.4). 

d) Schlussabrechnung 

Ausgehend von dem endgültig festgesetzten Bewilligungsbetrag stellt die zuständige 
Behörde unter Berücksichtigung der dem Betreiber gewährten und zugeflossenen 
Teilzahlungen/Abschläge fest, inwieweit eine Unter- oder Überzahlung erfolgt ist 
(Schlussabrechnung). Im endgültigen Bewilligungsakt wird dementsprechend eine ggf. 
erforderliche Nachzahlung gewährt oder die Rückabwicklung einer ggf. erfolgten 
Überzahlung geregelt (vgl. Ziff. 12.2). 

11.3.4 Versagung des Ausgleichs 

Wenn nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift der beantragte Ausgleich versagt wird, 
etwa im Fall der Verfristung (Ziff. 11.1) oder der Verletzung von Mitwirkungspflichten (z.B. 
Ziff. 11.3.3) oder weil die Voraussetzungen für eine Ausgleichsgewährung nicht vorliegen, 
ergeht ein Versagungsbescheid. Soweit bereits (Über-)Zahlungen aufgrund eines vorläufigen 
Bewilligungsaktes erfolgt sind, werden diese rückabgewickelt (vgl. Ziff. 12.2). Dasselbe gilt 
im Fall der Nichterfüllung von im Bewilligungsakt geregelten Bedingungen sowie im Fall der 
Aufhebung (Rücknahme oder Widerruf) des Bewilligungsaktes.  

11.4 Nachweispflichten der Betreiber 

Der Betreiber trägt die Darlegungs- und Nachweispflicht für sämtliche in dieser allgemeinen 
Vorschrift geregelten Voraussetzungen und Anforderungen an die Gewährung des 
Ausgleichs. Er ist verpflichtet, sämtliche für die Durchführung dieser allgemeinen Vorschrift 
erforderlichen Angaben vollständig und wahrheitsgemäß zu machen. Er erfüllt diese 
Verpflichtungen insbesondere bei Antragstellung (Ziff. 11.1) und durch seine 
Mitwirkungspflichten gemäß Ziff. 11.3.3. lit. c). Weitergehende Nachweispflichten können 
sich aus Ziff. 11.6 ergeben. 

11.5 Anforderung weiterer Unterlagen und Prüfungsrecht der zuständigen Behörde   

Die zuständige Behörde kann die vom Betreiber nach dieser allgemeinen Vorschrift 
beizubringenden Daten, Nachweise, Kalkulationen, Testate u.Ä. selbst oder durch einen von 
ihr bestimmten, zur Verschwiegenheit verpflichteten bzw. zu verpflichtenden Dritten prüfen 
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lassen. Der Betreiber ist verpflichtet, auf Verlangen der zuständigen Behörde oder dem von 
ihr beauftragten Dritten Einblick in die hierfür notwendigen Unterlagen zu gewähren. 

Gemäß § 16 Abs. 7 ÖPNVG NRW unterliegt die Verwendung der Mittel nach § 11a ÖPNVG 
NRW durch die zuständigen Behörden der Prüfung durch den Landesrechnungshof. Der 
Landesrechnungshof kann die Verwendung der an die Betreiber weitergeleiteten Mittel 
unmittelbar bei den Betreibern prüfen. Der Betreiber ist verpflichtet, diese Prüfung zu 
unterstützen und dem Landesrechnungshof den hierfür erforderlichen Einblick in die 
Unterlagen zu gewähren. 

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Verpflichtungen des § 16 Abs. 7 ÖPNVG NRW auch 
für die Zeit nach Erlass des endgültigen Bewilligungsbescheids und im Fall eines 
Außerkrafttretens dieser allgemeinen Vorschrift fortgelten. 

11.6 Veröffentlichung nach Art. 7 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1370/2007 

Es wird darauf hingewiesen, dass die zuständige Behörde über die aufgrund dieser 
allgemeinen Vorschrift bewilligten Ausgleichszahlungen berichtspflichtig nach Art. 7 Abs. 1 
VO (EG) Nr. 1370/2007 ist. Betreiber, denen ein Ausgleich aufgrund dieser allgemeinen 
Vorschrift gewährt wird, können sich insoweit nicht auf eine Vertraulichkeit bzw. 
Geheimhaltung der von ihnen gemachten Angaben berufen. Es liegt im Ermessen der 
zuständigen Behörde, den Bericht im Rahmen der Vorgaben des Art. 7 Abs. 1 VO (EG) Nr. 
1370/2007 zu gestalten und zu entscheiden, welche Informationen in welchem 
Detaillierungsgrad hierzu veröffentlicht werden. Sofern dies für die Gewährleistung der 
Berichtspflicht nach Art. 7 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1370/2007 erforderlich ist, kann die zuständige 
Behörde Daten, die im Zusammenhang mit dieser allgemeinen Vorschrift stehen, auch 
nachträglich von den Betreibern einfordern.  

11.7 Abwicklung des Bewilligungsverfahrens durch die „Regionale 
Nahverkehrsgemeinschaft Münsterland“ (RNVG) 

Die zuständige Behörde hat die „Regionale Nahverkehrsgemeinschaft Münsterland“ (RNVG) 
im Wege der mandatierenden „Öffentlich-rechtlichen Vereinbarung über die Zusammenarbeit 
der Münsterlandkreise auf dem Gebiet des ÖPNV“ (Amtsblatt für den Regierungsbezirk 
Münster vom 01.09.2006) damit beauftragt, das Bewilligungsverfahren nach den in dieser 
allgemeinen Vorschrift geregelten Bestimmungen für die sowie unter Nennung der hiesigen 
zuständigen Behörde durchzuführen. Der Erlass des vorläufigen und des endgültigen 
Bewilligungsaktes, eines Versagungs- und/oder eines Rückforderungsbescheides ist hiervon 
nicht erfasst, sondern erfolgt durch die zuständige Behörde selbst. Im Übrigen aber werden 
die für die Durchführung dieser allgemeinen Vorschrift erforderlicher Maßnahmen von der 
RNVG für die sowie unter Nennung der hiesigen zuständigen Behörde vorgenommen. 
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12 Abwicklung der Zahlungen 

12.1 Abschläge/Teilzahlungen  

Durch den vorläufigen Bewilligungsakt (Ziff. 11.3.2) werden Abschläge/Teilzahlungen wie 
folgt gewährt und durchgeführt: 

Zum 15.05. des Bewilligungsjahres 70 % auf den voraussichtlichen 
Bewilligungsbetrag; die Abschläge/Teilzahlungen im Sinne des vorstehenden 
Halbsatzes, die sich auf das Bewilligungsjahr 2011 beziehen, werden nach Erlass 
des vorläufigen Bewilligungsaktes geleistet, soweit der Betreiber einen 
Rechtsmittelverzicht erklärt hat; andernfalls erfolgt die Auszahlung nach 
Bestandskraft des vorläufigen Bewilligungsakts.  

Zum 15.10. des Bewilligungsjahres 20 % auf den voraussichtlichen 
Bewilligungsbetrag.  

Die Zahlung der übrigen 10 % wird im Rahmen der Schlussabrechnung geregelt (Ziff. 
12.2). 

Die Zahlung erfolgt mittels Überweisung auf ein vom Betreiber mit Antragstellung 
anzugebendes Konto. 

12.2 Schlusszahlung bzw. Rückabwicklung 

Binnen zwei Wochen nach Bestandskraft des endgültigen Bewilligungsaktes (Ziff. 11.3.3) 
erfolgt die Schlusszahlung, soweit dem Betreiber nach der Schlussabrechnung noch Mittel 
zustehen.  

Soweit der Betreiber nach der Schlussabrechnung eine Überzahlung erhalten hat, kann 
diese mit Abschlagszahlungen aufgrund einer etwaigen weiteren (vorläufigen) Bewilligung 
von Mitteln verrechnet werden. Andernfalls hat der Betreiber die Mittel binnen einer im 
endgültigen Bewilligungsakt zu bestimmenden Frist an die zuständige Behörde mittels 
Überweisung auf das von der Behörde anzugebende Bankkonto zurückzuzahlen; 
Überzahlungen sind ab Ablauf dieser Frist bis zur Rückerstattung der Überzahlung mit einem 
Zinssatz von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz jährlich zu verzinsen. Eine 
Verzinsung im Fall der Unterzahlung findet nicht statt. 

13 Inkrafttreten 

13.1 Inkrafttreten  

Diese Satzung tritt gemäß § 5 Abs. 4 Satz 2 KrO NRW mit dem Tage nach ihrer 
Bekanntmachung in Kraft.    

 

 

13.2 Anwendung der Ausgleichsregelungen für das gesamte Kalenderjahr 2011 

Die Weiterleitung der Ausbildungsverkehr-Pauschale nach Maßgabe dieser Satzung erfolgt 
ungeachtet des Zeitpunkts des Inkrafttretens (Ziff. 13.1) gemäß § 11a Abs. 2 ÖPNVG NRW 
bezogen auf das gesamte Kalenderjahr 2011. 
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Allgemeine Vorschrift des Kreises Coesfeld 

Anlage zu Ziff. 7.5 

 

Kalkulationsblatt  

Vorabkalkulation der Kosten der Linie bzw. des vorhandenen Netzes 

 

Auszufüllendes Kalkulationsblatt für das jeweilige Jahr 

Bei der Erstellung der Vorabkalkulation sind die Vorgaben aus Ziff. 7.5 und 
7.6 der allgemeinen Vorschrift zu beachten.  

Im Kalkulationsblatt sind die Parameter (Kosten je Leistungseinheit) und die 
Mengen (Umfang der Leistungseinheiten) anzugeben.  

Der Betreiber legt diese Kalkulation mit dem Antrag der allgemeinen Vor-
schrift vor.   

 

Kostenparameter Höhe Menge Betrag für das 
jeweilige Jahr 

Zeitabhängige Kos-
ten 

 
………… 
€/Fahrplanstunde

 
…………  
Fahrplanstunden 

 
………… 
€/Jahr 

Kilometerabhängige 
Kosten 

 
………… 
€/Nutzwagenkm 

 
…………  
Nutzwagenkm 

 
………… 
€/Jahr 

Fahrzeugabhängige 
Kosten 

 
………… 
€/Fahrzeug 

 
…………  
Fahrzeuge in der 
Fahrplanspitze 

 
………… 
€/Jahr 

Nicht variable  
Kosten 

 
…………  
€/Jahr 

  
………… 
€/Jahr 

Zuschlag für  
Wagnis und Ge-
winn 

 
3,09% Zuschlag 
zu den Kosten   

 
…………  
€ Gesamtkosten 

 
………… 
€/Jahr 

Summe    
………… 
€/Jahr 
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Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Kreisordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KrO NRW) gegen diese Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a)	 eine  vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b)	 diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c)	 der Landrat hat den Satzungsbeschluss vorher bean-
standet oder

d)	 der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Kreis vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.

Die in Ziff. 3.3 der Satzung aufgeführten Regelungen zur 
unterschiedlichen Nutzbarkeit der Zeitfahrausweise greifen 
erst ab dem 01.08.2012. Die Anlage zu Ziff. 3.3 wird daher 
zu einem späteren Zeitpunkt erstellt und veröffentlicht. 

Coesfeld, den 22.06.2011

Kreis Coesfeld
Der Landrat
gez. Püning

90/11 - Kreis Coesfeld

Bekanntmachung über die Neugenehmigung der Busli-
nien 552 Dülmen - Münster und 580 Coesfeld - Dülmen

Die Genehmigung nach den §§ 13, 42 des Personenbeför-
derungsgesetzes für die Buslinien
•	 552 Dülmen - Münster und 
•	 580 Coesfeld - Dülmen
sollen mit Wirkung zum 01.01.2012 für eine Geltungsdauer 
bis einschließlich 07.01.2014 neu erteilt werden. 

Interessierte Verkehrsunternehmen, die bereit sind, diese 
Linienverkehre eigenwirtschaftlich/kommerziell, d.h. ohne 
öffentlichen Dienstleistungsauftrag im Sinne des Art. 3 Abs. 
1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007, zu betreiben, werden 
hiermit aufgefordert, ab dem 

18.07.2011 bis zum 05.09.2011

entsprechende Anträge an die Bezirksregierung Münster, 
Dezernat 25, Domplatz 1 – 3, 48143 Münster als zustän-
diger Genehmigungsbehörde zu richten. 
Das von dem Aufgabenträger Kreis Coesfeld gewünschte 
Bedienungskonzept kann bei der Regionalen Nahverkehrs-
gemeinschaft Münsterland (RNVG) abgefragt werden. Die 
Genehmigungsanträge werden im Rahmen des Anhörver-
fahrens und in Absprache mit der Genehmigungsbehörde 
unter Berücksichtigung des Nahverkehrsplans insbesonde-
re anhand der folgenden Kriterien bewertet:

•	 Einhaltung bzw. Erfüllungsgrad der Vorgaben des ge-
wünschten Bedienungskonzeptes

•	 Umfang und Qualität des Angebotes

Sofern bis zum Ablauf der Frist am 05.09.2011 (Posteingang 
bei der Bezirksregierung Münster) keine eigenwirtschaft-
lichen/kommerziellen Anträge gestellt worden sind, wird der 
Aufgabenträger das wettbewerbliche Verfahren zur Verga-
be eines Dienstleistungsauftrags im Sinne des Art. 5 Abs. 1 
Satz 2 bzw. Art. 5 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 
einleiten. Erst später gestellte eigenwirtschaftliche/kommer-
zielle Anträge werden von der Bezirksregierung im Geneh-
migungsverfahren nicht mehr berücksichtigt.
Nähere Auskünfte erteilt die RNVG Münsterland, Schützen-
wall 18, 48653 Coesfeld, Tel: 02541/18 81 30 oder unter 
info@rnvg-msl.de. 

Coesfeld, den 12.07.2011

Kreis Coesfeld
Der Landrat
In Vertretung
gez. Gilbeau
Kreisdirektor

91/11 - Musikschule Coesfeld

Tagesordnung der Sitzung der Verbandsversammlung 
des Zweckverbandes „Musikschule der Gemeinden Bil-
lerbeck, Coesfeld und Rosendahl“ am 21.07.2011

Die nächste Sitzung der Verbandsversammlung des Zweck-
verbandes „Musikschule der Gemeinden Billerbeck, Coes-
feld und Rosendahl“ findet am 

Donnerstag, dem 21.07.2011, um 18:00 Uhr,

Sitzungssaal, Rathaus, Markt 8, 48653 Coesfeld,
mit nachstehender Tagesordnung stattfindet.

Öffentliche Sitzung

1	 40 Jahre Musikschule Coesfeld

2	 Vorstellung und Bericht des neuen Schulleiters der Mu-
sikschule

3	 Feststellung der Eröffnungsbilanz zum 1. Januar 2009

4	 Überörtliche Prüfung der Eröffnungsbilanz durch die 
GPA NRW

Coesfeld, 12.07.2011

Verbandsversammlung des Zweckverbandes 
„Musikschule der Gemeinden Billerbeck, Coesfeld 
und Rosendahl“
gez. Marion Dirks
Vorsitzende
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92/11 - Sparkasse Westmünsterland

Tagesordnung der Sitzung der Verbandsversammlung 
des Sparkassenzweckverbandes Westmünsterland – 
Sparkassenzweckverband der Kreise Borken und Coes-
feld und der Städte Coesfeld, Dülmen, Vreden, Isselburg  
und Billerbeck am 21.07.2011

Am Donnerstag, 21. Juli 2011, findet um 19.30 Uhr in der 
Hauptstelle der Sparkasse Westmünsterland, Wilbecke 1 
in Borken, eine Sitzung der Verbandsversammlung des 
Sparkassenzweckverbandes Westmünsterland – Sparkas-
senzweckverband der Kreise Borken und Coesfeld und der 
Städte Coesfeld, Dülmen, Vreden, Isselburg  und Biller-
beck – statt.

Tagesordnung:

1.	 Vereinigung der Sparkasse Stadtlohn mit der Sparkasse 
Westmünsterland

-	 Beschluss über die Vereinigung gemäß § 27 Abs. 1 
S. 1, 2. Alt. SpkG

-	 Abschluss eines öffentlich-rechtlichen Fusionsver-
trages

-	 Beschluss über die Neufassung der Satzung des 
Sparkassenzweckverbandes Westmünsterland

2.	 Beschluss über die Änderung der Satzung für die Spar-
kasse Westmünsterland

3.	 Verschiedenes

12. Juli 2011

Sparkassenzweckverband Westmünsterland
Sparkassenzweckverband
der Kreise Borken und Coesfeld
und der Städte Coesfeld, Dülmen,
Vreden, Isselburg und Billerbeck
gez. Dr. Kai Zwicker
- Landrat -
Vorsitzendes Mitglied 
der Verbandsversammlung

93/11 - Sparkasse Westmünsterland

Aufgebot einer Sparurkunde der Sparkasse Westmün-
sterland

Aufgebot

Der Gläubiger der bei der Sparkasse Westmünsterland mit 
der Nr. 301047015 geführten Spareinlage beantragt das 
Aufgebot der hierüber ausgestellten Sparurkunde.

Die SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND, 	
Zweckverbandssparkasse der Kreise Borken und Coesfeld 
und der Städte Coesfeld, Dülmen, Vreden, Isselburg und Bil-
lerbeck, Sitz in Ahaus und Dülmen, fordert den Inhaber der 
Urkunde auf, spätestens bis zum 11.10.2011 seine Rechte 
unter Vorlage der obigen Sparurkunde anzumelden.

Sollten bis zu diesem Termin keine Ansprüche geltend ge-
macht werden, wird die Urkunde für kraftlos erklärt.

Ahaus / Dülmen, den 11.07.2011

SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND
Zweckverbandssparkasse der Kreise Borken und Coesfeld 
und der Städte Coesfeld, 
Dülmen, Vreden, Isselburg und Billerbeck
gez. Der Vorstand

94/11 - Stadt Dülmen

Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die 
Inanspruchnahme von Angeboten in Kindertagesein-
richtungen, Kindertagespflege und offenen Ganz-
tagsschulen auf dem Gebiet der Stadt Dülmen vom 
15.07.2011

Aufgrund der §§ 7 Abs. 1 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
14. Juli 1994 (GV NRW S. 666) und des § 23 des Gesetzes 
zur frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbil-
dungsgesetz – KiBiz) - Viertes Gesetz zur Ausführung des 
Kinder- und Jugendhilfegesetzes – SGB VIII - vom 30. Okto-
ber 2007 (GV NRW Seite 462) in der jeweils zur Zeit gültigen 
Fassung hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt 
Dülmen in ihrer Sitzung am 14. Juli 2011 folgende Satzung 
beschlossen:

§ 1 
Geltungsbereich

Diese Satzung regelt die Erhebung von Elternbeiträgen für 
die Inanspruchnahme von Angeboten in Kindertageseinrich-
tungen, Kindertagespflege und offenen Ganztagsschulen 
auf dem Gebiet der Stadt Dülmen.

§ 2
Allgemeines

(1) Für die Inanspruchnahme von Angeboten der Kinderta-
geseinrichtungen, der Kindertagespflege und der offenen 
Ganztagsschulen im Sinne des Kinderbildungsgesetzes NW 
(KiBiz) bzw. des Runderlasses des Ministeriums für Schule 
und Weiterbildung vom 23. 12. 2010 (ABl. NRW. 1/11S. 38) 
gebundene und offene Ganztagsschulen sowie außerunter-
richtliche Ganztags- und Betreuungsangebote in Primarbe-
reich und Sekundarstufe I, an deren Finanzierung die Stadt 
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Dülmen beteiligt ist, erhebt der örtliche Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe, die Stadt Dülmen, gemäß §§ 5 Abs. 2 und 
23 Abs. 1 KiBiz von den Eltern öffentlich-rechtliche Elternbei-
träge. Bei der Festsetzung der Elternbeiträge wurde gemäß 
§ 23 Abs. 4 KiBiz eine soziale Staffelung vorgesehen und 
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Eltern sowie die 
Betreuungszeit berücksichtigt.

(2) Für die Erhebung der Elternbeiträge teilt der Träger der 
Tageseinrichtung für Kinder, der von der Stadt mit der Ver-
mittlung von Kindertagespflegeplätzen Beauftragte bzw. der 
Träger der offenen Ganztagsschule dem örtlichen Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe die Namen, Anschriften, Ge-
burtsdaten, die Betreuungszeiten, die Aufnahme- und Ab-
meldedaten der Kinder sowie die entsprechenden Angaben 
der Personensorgeberechtigten unverzüglich mit. 

(3) Tageseinrichtungen, die sich im Sinne der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf, im besonderen Maße der flexiblen 
Kinderbetreuung widmen, können vom örtlichen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe vom Geltungsbereich dieser Sat-
zung ausgenommen werden. 

§ 3
Entstehung des Beitrages und Beitragszeitraum

(1) Beitragszeitraum für die Inanspruchnahme des Ange-
bots in einer Kindertageseinrichtung und/oder einer offenen 
Ganztagsschule ist das Kindergartenjahr; dieses entspricht 
dem Schuljahr.
Die Beitragspflicht beginnt mit dem 1. des Monats, in dem 
der Betreuungsplatz dem Kind zur Verfügung steht und en-
det mit Ablauf des Monats, in dem das Betreuungsverhältnis 
endet. 

(2) Die Höhe des Elternbeitrags richtet sich nach dem Ein-
kommen der Beitragspflichtigen und der in Anspruch ge-
nommenen Betreuungsformen gemäß der Anlage  zu dieser 
Satzung. 
Die Beitragspflicht besteht unabhängig von einer tatsäch-
lichen Inanspruchnahme der Betreuung. Sie wird durch die 
Schließungszeiten der Tageseinrichtungen für Kinder  und 
offenen Ganztagsschulen nicht berührt. 

(3) Änderungen des Elternbeitrags für die Kindertagesein-
richtung aufgrund einer Änderung des Kindesalters oder der 
Betreuungszeit werden vom ersten Tag des folgenden Mo-
nats wirksam.

(4) Bei Inanspruchnahme des Angebotes der Betreuung 
eines Kindes in der Kindertagespflege entsteht die Beitrags-
pflicht mit dem Beginn der Betreuung des Kindes durch die 
Tagespflegeperson und endet mit dem Ablauf des Monats, in 
dem das Betreuungsverhältnis endet.

(5) Werden die Beiträge für die Kindertagespflege bzw. für 
die offene Ganztagsschule über einen Zeitraum von mehr 
als drei aufeinander folgenden Kalendermonaten unbegrün-
det nicht gezahlt, kann das Betreuungsverhältnis durch die 
Stadt Dülmen aufgelöst werden.

§ 4
Beitragsfestsetzung und -fälligkeit

Der Beitrag wird monatlich erhoben und ist jeweils am 1. des 
Betreuungsmonats fällig. Die Beitragszahlung erfolgt grund-
sätzlich bargeldlos über eine Einzugsermächtigung oder 
Überweisung (Selbsteinzahlung) unter der Angabe der hier-
für erforderlichen Daten. Nicht gezahlte Beiträge unterliegen 
der Beitreibung im Verwaltungsvollstreckungsverfahren.

§ 5
Beitragsschuldner

(1) Beitragsschuldner sind die Eltern. Lebt das Kind nur mit 
einem Elternteil zusammen, so tritt dieser an die Stelle der 
Eltern. 

(2) Wird bei Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII den Pflege-
eltern ein Kinderfreibetrag nach § 32 Einkommenssteuerge-
setz (EStG) gewährt oder Kindergeld gezahlt, treten die Per-
sonen, die diese Leistung erhalten, an die Stelle der Eltern. 

(3) Mehrere Beitragsschuldner haften als Gesamtschuldner.

§ 6
Höhe der Elternbeiträge

(1) Die Höhe der Elternbeiträge ergibt sich aus der Anlage zu 
dieser Satzung. Die Anlage ist Bestandteil dieser Satzung.

(2) Besuchen mehr als ein Kind eines Beitragspflichtigen 
gleichzeitig eine Kindertageseinrichtung, so entfallen die 
Beiträge für das zweite und jedes weitere Kind. Ergeben 
sich ohne diese Beitragsbefreiung unterschiedlich hohe Bei-
träge, so ist der höchste Beitrag zu zahlen.

(3) Besuchen mehr als ein Kind eines Beitragspflichtigen 
gleichzeitig eine geförderte Kindertagespflege, eine Kinder-
tageseinrichtung oder eine offene Ganztagsschule,  so wird 
für das zweite und jedes weitere Kind, das die Betreuungs-
form der Kindertagespflege oder der offenen Ganztagsschule 
in Anspruch nimmt, eine Ermäßigung des Beitrags von 50 % 
gewährt.

(4) Wenn mehrere Betreuungsformen in Ergänzung zuei-
nander für dasselbe Kind gewährt werden, so werden die 
jeweiligen Beiträge nach der Anlage zu dieser Satzung ne-
beneinander erhoben.

(5) Im Falle des § 5 Absatz 2 ist ein Elternbeitrag zu zahlen, 
der sich nach der Elternbeitragsstaffel für die zweite Einkom-
mensgruppe ergibt, es sei denn, nach der Elternbeitragsta-
belle ergibt sich ein niedrigerer Beitrag. 

(6) Bei der Aufnahme und danach auf Verlagen haben die 
Eltern der Stadt Dülmen schriftlich anzugeben und nach-
zuweisen, welche Einkommensgruppe gemäß der Anlage 
nach Absatz 1 zugrunde zu legen ist. Ohne Angaben zur 
Einkommenshöhe oder ohne den geforderten Nachweis ist 
der höchste Elternbeitrag zu leisten. Die Beitragspflichtigen 
sind verpflichtet, Änderungen ihrer wirtschaftlichen oder per-
sönlichen Verhältnisse, die zu einer Änderung der Eltern-
beiträge führen können, unverzüglich mitzuteilen. Die Stadt 
Dülmen ist berechtigt, die persönlichen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Beitragspflichtigen regelmäßig zu überprü-
fen.

(7) Entsprechend der Regelung des § 19 Abs. 2 KiBiz, wo-
nach die Kindpauschalen jährlich um 1,5 v.H. ansteigen, 
erhöhen sich auch die Elternbeiträge für die Kindertagesein-
richtungen und für die Kindertagespflege jährlich, erstmals 
für das Kindergartenjahr 2012/2013, um 1,5 v.H.

§ 7
Einkommen

(1) Die Elternbeiträge sind nach der wirtschaftlichen Lei-
stungsfähigkeit der Eltern gestaffelt. Diese Leistungsfähig-
keit ergibt sich aus ihrem Einkommen. Einkommen im Sinne 
dieser Satzung ist die Summe der positiven Einkünfte der 
Eltern im Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des Einkommenssteu-
ergesetzes und vergleichbaren Einkünften, die im Ausland 
erzielt werden. Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen Ein-
kunftsarten und mit Verlusten des zusammen veranlagten 
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Ehegatten ist nicht zulässig. Dem Einkommen im Sinne des 
Satzes 1 sind steuerfreie Einkünfte, Unterhaltsleistungen so-
wie die zur Deckung des Lebensunterhaltes bestimmten öf-
fentlichen Leistungen für die Eltern und das Kind, für das der 
Elternbeitrag gezahlt wird, hinzuzurechnen. Das Kindergeld 
nach dem Bundeskindergeldgesetz und entsprechenden 
Vorschriften ist nicht hinzuzurechnen; das Elterngeld nach 
dem Gesetz zum Elterngeld und zur Elternzeit (BEEG) bleibt 
in Höhe der in § 10 Abs. 1 und 3 BEEG genannten Beträge 
bei der Ermittlung des maßgeblichen Einkommens unbe-
rücksichtigt. Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Be-
schäftigungsverhältnis oder aufgrund der Ausübung eines 
Mandats und steht ihm aufgrund dessen für den Fall des 
Ausscheidens eine lebenslängliche Versorgung oder an de-
ren Stelle eine Abfindung zu oder ist er in der gesetzlichen 
Rentenversicherung nachzuversichern, dann ist dem nach 
diesem Absatz ermittelten Einkommen ein Betrag von 10 v. 
H. der Einkünfte aus diesem Beschäftigungsverhältnis oder 
aufgrund der Ausübung des Mandats hinzuzurechnen. Für 
das dritte und jedes weitere Kind sind die nach § 32 Abs. 6 
Einkommenssteuergesetz zu gewährenden Freibeträge von 
dem nach diesem Absatz ermittelten Einkommen abzuziehen.

(2) Maßgebend ist das Jahreseinkommen in dem der Anga-
be vorangegangenen Kalenderjahr, es sei denn, es ist davon 
auszugehen, dass gegenüber diesem Einkommen im Bei-
tragsjahr eine andere Einkommenssituation besteht. Dann 
sind - sowohl bei der erstmaligen Ermittlung des Jahresein-
kommens als auch im Rahmen einer zu aktualisierenden 
Berechnung aufgrund von Änderungen in den persönlichen 
oder wirtschaftlichen Verhältnissen - die prognostizierten 
Einkünfte für das gesamte laufende Jahr zu berücksichtigen. 
Als Prognose wird das Zwölffache des Einkommens des 
letzten Monats zugrunde gelegt; dabei sind auch Einkünfte 
hinzuzurechnen, die zwar nicht im letzten Monat bezogen 
wurden, aber im laufenden Jahr anfallen. Der Elternbeitrag 
ist ab dem Kalendermonat nach Eintritt der Änderung neu 
festzusetzen.

(3) Soweit Monatseinkommen nicht bestimmbar sind oder 
das zu erwartende Jahreseinkommen vom 12fachen des 
Monateinkommens so erheblich abweicht, das eine andere 
Beitragsstufe erreicht wird, ist auf das zu erwartende Jahres-
einkommen abzustellen. Bei Überprüfung einer bereits er-
folgten oder erstmaligen rückwirkenden Beitragsfestsetzung 
wird das tatsächliche Einkommen im (Kalender)Jahr der Bei-
tragspflicht zu Grunde gelegt. Ergibt sich hierbei eine unter-
schiedliche Beitragshöhe für den Beitragszeitraum nach § 2 
dieser Satzung, so ist der Beitrag jeweils für die Monate bis 
zum 31.12. bzw. ab dem 01.01. festzusetzen.

§ 8 
Beitragserlass

(1) In begründeten Ausnahmefällen kann der Elternbeitrag 
nach dieser Satzung auf Antrag ganz oder teilweise erlassen 
werden, wenn die Belastung den Eltern und dem Kind nicht 
zuzumuten ist. Die Entscheidung trifft der örtliche Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe nach den gesetzlichen Vorschriften 
des § 90 Achtes Sozialgesetzbuch (SGB VIII). 

(2) Für die Feststellung der zumutbaren Belastung gelten 
die §§ 82 bis 85, 87 und 88 des Zwölften Buches SGB ent-
sprechend.

§ 9 
Datenschutz

Die Stadt Dülmen darf die zur Durchführung dieser Satzung 
und die mit der Antragstellung erforderlichen personenbezo-
genen Daten erheben, speichern und weiter verarbeiten. Die 
Nutzung und Verarbeitung der Daten erfolgt unter Beach-
tung der Vorschriften des Achten Sozialgesetzbuches (SGB 
VIII) in der jeweils geltenden Fassung.

§ 10
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig handelt, wer die in § 7 Abs. 1 bezeichne-
ten Angaben vorsätzlich oder fahrlässig unrichtig oder un-
vollständig macht. Die Ordnungswidrigkeit kann gem. § 17 
Ordnungswidrigkeitengesetz mit einer Geldbuße von bis zu 
1.000 Euro geahndet werden.

§ 11
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.08.2011 in Kraft. Gleichzeitig tre-
ten die Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für 
den Besuch von Tageseinrichtungen für Kinder auf dem 
Gebiet der Stadt Dülmen vom 30.01.2008  und die Satzung 
über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Betreuung 
von Kindern in der Kindertagespflege auf dem Gebiet der 
Stadt Dülmen vom 08.07.2009 außer Kraft.

Anlage zu § 6 Absatz 1

der Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die 
Inanspruchnahme von Angeboten in Kindertageseinrich-
tungen, Kindertagespflege und offenen Ganztagsschulen 
auf dem Gebiet der Stadt Dülmen vom 15.07.2011
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Bekanntmachungsanordnung

Vorstehende Satzung über die Erhebung von Elternbeiträ-
gen für die Inanspruchnahme von Angeboten in Kinderta-
geseinrichtungen, Kindertagespflege und offenen Ganztags-
schulen auf dem Gebiet der Stadt Dülmen vom 15.07.2011 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein Westfalen (GO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, eine vorgeschriebene Genehmigung 
fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekannt gemacht worden, der Bürgermeister hat 
den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder der Form- 
oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher ge-
rügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsa-
che bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Dülmen, 15.07.2011

Stadt Dülmen
Die Bürgermeisterin
In Vertretung
gez. Krollzig
Erste Beigeordnete
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